
Der russische Präsident Dimitri
Medwedev sagte in seiner Eröff-
nungsansprache des WEF am 26.
Januar 2011 (Zitat):
Eine Periode superschneller Ent-
wicklung gab Anlass zu Euphorie,
aber die Krise hat alle ernüchtert.
Wir haben uns mit einem bedeu-
tenden Teil, aber nicht mit allen
ihren Symptomen befasst, und so-
lange wir kein neues Wachstums-
modell finden, wird die wirtschaft-
liche Entwicklung langsamer ver-
laufen, als wir sie gerne hätten.

Damit outete er sich als Anhänger
einer Theorie des Dauerwachs-

tums, gerade so,
als ob es ein ste-
tes Wachstum in
einer begrenzten
materiellen Welt
tatsächlich mög-
lich wäre.
Anlässlich des
chinesischen
Volkskongresses,
der soeben in
 Peking über die
Bühne ging, ver-
kündete der chi-
nesische Staats-
präsident Hu
Jintao, dass das
schnelle Wachs-
tum von über
10% der letzten
Jahre auf maxi-
mal 4% zurück-
geführt werden
müsse. Ansons -
ten würden
schwe re soziale
Probleme und
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entsprechende Unruhen drohen.
Zudem müsse die Inflation auf ma-
ximal 4% begrenzt werden. In die-
ser Zeitung wurde schon darauf
hingewiesen, dass das enorme
Wirtschaftswachstum in China ge-
rade ausreiche, um die durch das
Wachstum entstehenden Umwelt-
schäden abzudecken. Obwohl Chi-
na seit Jahren eine auf Stabilisie-
rung ausgerichtete Bevölkerungs-
politik betreibt, wird das Land
durch den sozialen Wandel ver-
meintlich in eine wirtschaftliche
Wachstumspolitik hineingezwun-
gen. Die Folgen scheinen der chi-
nesischen Führung wenigstens
zum Teil bewusst geworden zu
sein.
Ist es so schwer zu verstehen, dass
wir wegen einer falsch angelegten
Gesellschafts- und Wirtschaftspoli-
tik auf Dauerwachstum angewie-
sen zu sein scheinen? Aber die Na-
turgesetze werden sich nicht den
Menschen zuliebe ändern; also
müssen wir unsere Politik ändern,
sodass eine verträgliche Kooperati-
on mit der Natur möglich wird.

Von den Ursachen zum Zwang 
des materiellen Wachstums
Im Mittelalter erfanden die Temp-
ler das Bankenwesen. Ihre Ordens -
prinzipien bewahrten sie dabei vor
Missbrauch der dadurch gewonne-
nen Möglichkeiten. Schon bald fin-
gen jüdische Geldausleiher an, die-
se Möglichkeiten hemmungslos
auszunützen mit dem Ziele der An-
häufung von Reichtum, den sie
machtgierigen Fürsten gegen gute
Entschädigung ausleihen konnten.
Als scheinbare Wohltäter ihrer
Herren gelang es ihnen sehr rasch,
eine bedeutende Rolle in der politi-
schen Landschaft zu spielen, wobei
sie sich geschickt im Hintergrund
halten konnten. Damit wurde das
zinsbehaftete Kreditgeld geschaf-
fen, das fast zwangsläufig zu ei -
nem Abhängigkeitsverhältnis der
Schuldner führte. Mit dem Zinses-
zins-Prinzip wurde eine Regel in

das Geschäftsleben eingeführt, die
ein rasantes Wachstum erzwingt.
Die Verpflichtung der Rückzah-
lung der Darlehen mit einem mehr
oder weniger hohen Zins und Zin-
seszins führt zu unerträglichen
Belastungen mit sehr schlimmen
Folgen für ganze Volkswirtschaf-
ten. Eine grundsätzliche Überle-
gung möge dies aufzeigen:
Eine Darlehensschuld von z.B. Fr.
10 000.– erhöht sich bei 6% Zins
innert 50 Jahren auf Fr. 40 000.–;
bei Zinseszins-Berechnung aber
auf 154 200 Franken. Die zwin-
gende Notwendigkeit rascher
Rückzahlung des Darlehens und
regelmässiger Bedienung (Zins-
zahlung) ist also offensichtlich.
Da jedem Guthaben auf der einen
Seite – eine entsprechende Schuld
auf der andern Seite gegenüber-
steht – steht Produktion und Ab-
satz des Schuldners stets unter
Wachstumszwang. Auf Dauer und
im Durchschnitt müsste das Un-
ternehmenswachstum mit dem
Wachstum der Zinslasten Schritt
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halten, sollen diese problemlos
aufgebracht werden können. Das
bedeutet, dass die Wachstumsrate
der Wirtschaft stets in der Höhe
der Kreditzinsen am Kapitalmarkt
liegen muss.
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Zur Illustration: Wenn der Nähr -
vater Jesu, Joseph, bei der Geburt
 Jesu einen Rappen zu 5 % Zinses-
zins angelegt und dann stehen
 gelassen hätte, so wären 1990 134
Milliarden Goldkugeln vom Ge-
wicht der Erde zur Zahlung fällig
geworden. Dieses Rechenbeispiel
zeigt, dass exponentielles Wachs-
tum von Produktion und Absatz in
einer begrenzten Welt mit endli-
chen Ressourcen völlig unmöglich
ist. Auf der Grundlage des Zinssy-
stems kann eine Währung ihre
Kaufkraft nicht halten. Es muss zu
krisenhaften Entwicklungen kom-
men, denen ein einzelnes Land
u.U. dadurch entgehen kann, dass
es seine Probleme auf andere Län-
der abwälzt. Die USA liefern dafür
seit mindestens 20 Jahren ein Mu-
sterbeispiel. Der Ausweg der Bud-
getdisziplin und regelmässiger ra-
scher Rückzahlungen der Schul-
den ist in der Regel politisch nicht
durchsetzbar.

Und dann die Rolle 
der Rating-Agenturen!
In der aktuellen Krise haben sich
die grossen Rating-Agenturen
Moo dys, Standard & Poors und
Fitch als Verbündete der Grossban-
ken entpuppt und sind als Mitver-
ursacher der Krise zu beschuldi-
gen. Nicht nur haben diese die

hochverschuldeten Staaten wie
USA, GB und andere mit AAA aus-
gezeichnet; sie haben auch Grie-
chenland noch 2009 mit AAA be-
wertet. Als Papandreou die weite-
ren Goldmann-Sachs Tricks zur
Schönung der Staatsbuchhaltung
nicht mehr mitmachte, stufte
Fitch am 9. Dezember 2009 die Bo-
nität Griechenlands auf BBB her-
ab. Damit musste Griechenland ab
2010 sofort wesentlich höhere
Schuldzinsen bei Neuaufnahmen
von Geldern bezahlen – sehr zur
Freude der Banken – und der Spe-
kulanten. Nach einer erneuten
Herabsetzung der Bonität musste
Griechenland am 7. Mai 2010 für
eine zweijährige Staatsanleihe von
15 Milliarden Euro den Irrsinns-
Zins von 23,24 % bezahlen, um
überhaupt noch Geld zu bekom-
men. Damit frassen die Zinsen fast
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alles weg was an Geld neu herein-
kam, für die Kredittilgung blieb
fast nichts mehr übrig. Und dies,
obwohl die EU und der IWF Grie-
chenland unterstützen wollten.
Aber nun hatten diese hungrigen
Bestien der Hochfinanz über den
Fall Griechenland auch die ganze
EU und insbesondere Deutschland
im Visier.
Da hilft nun allerdings auch keine
Wachstumspolitik mehr; – was Not
tut, wäre eine entschlossene Hal-
tung gegenüber der Hochfinanz
und die Streichung der Staats-
schulden; die Abschüttelung der
Finanzregeln, die von den Gross-
banken und ihren Vertretern in
den wichtigsten Regierungen die-
ser aktuellen Welt durchgesetzt
wurden.

Was sind unsere realen Möglichkei-
ten, um der sich verschlimmernden
Situation zu trotzen?
Im privaten Bereich ist es nicht
allzu schwierig, aus dem Wachs-
tumszwang auszusteigen, sofern
man nicht überschuldet ist. Schul-
denabzahlung und Bescheidenheit
in seinen Ansprüchen sind die
Stichworte. Das leichtest verdiente
Geld ist jenes, das man nicht aus-
gibt. Da uns jedoch ein Grossteil
unserer Ausgaben durch politische
Beschlüsse aufgezwungen werden,
wird die Verpflichtung zur aktiven
Teilnahme am politischen Leben
zur Selbstverständlichkeit. 
Für die politische Gemeinschaft
sind Forderungen zu stellen, die
wegen der Interessen einflussrei-
cher Kreise nicht leicht zu erfüllen
sind, aber trotzdem immer wieder
vorgebracht werden müssen. Allen
voran ist die «Domestizierung» der
Grossbanken und der Banken ganz
allgemein zu nennen. Sie sind auf
ihre ursprünglichen Kernaufgaben
der Werte-Aufbewahrung der Spar-
kapitalien und der Vermittlung von
Krediten auf der Basis der vorhan-
denen Spar-Kapitalien und der ei-
genen Kapitalien zurückzuführen.
Ihre Rechte zur Geldschöpfung in
allen Formen sind an die politische
Gemeinschaft zurückzugeben. Pri-
vate Zentralbanken, insbesondere
das FED sind aufzulösen. Das «too
big to fail» Märchen gehört sofort
abgeschafft, indem die Grossban-
ken zerschlagen, resp. in den Kon-
kurs geschickt werden.
Es geht nicht an, dass diese Milliar-
den, ja Billionen USD oder Euro’s

oder Franken von Spargeldern kas-
sieren, nachdem sie sich durch ih-
re Gier und Unvernunft «Blasen»
bilden liessen, die jetzt platzen
müssen. 
Als zweites ist eine den wirklichen
Möglichkeiten des Staates ange-
passte Gesellschaftspolitik zu nen-
nen. Auf die Dauer kann eben nie-
mand – auch nicht eine politische
Gemeinschaft mehr konsumieren,
als sie zu produzieren im Stande
ist. Der Wohlfahrtsstaat muss seine
Grenzen an der eigenen Produktiv-
kraft finden. Es ist falsch, sozusa-
gen die Zukunft der Bevölkerung
vorweg zu konsumieren. 
Als drittes ist eine Gleichgewichts-
politik zu nennen. Sowohl demo-
grafisches wie auch wirtschaftli-
ches Wachstum provozieren im-
mer neue, durchaus echte Bedürf-

nisse, die befriedigt werden müs-
sen. 
Als viertes sei die Hinwendung zu
geistigen Werten erwähnt. Der Ma-
terialismus als Leitkultur bringt
zwangsläufiges Versagen, da er im
endlichen Raum relativ rasch an
seine Grenzen stösst und damit
den Entwicklungsbedürfnissen des
Menschen nicht Rechnung tragen
kann.

Schlussbemerkung: Bewusst habe
ich hier auf die Nennung von Krie-
gen, Imperialismus und verbreche-
rischem Handeln auf allen Stufen
verzichtet. Wenn wir diese Übel
nicht unter Kontrolle bringen, so
werden wir uns weiterhin mit den
Krisen und Verwerfungen auf allen
Stufen der Gesellschaft auseinan-
dersetzen müssen. Leider!

Amerikanische Gerichte
erwünscht…

Wenn man von Gerichtsurteilen in
den USA (und deren Zustandekom-
men) liest, muss man oft nur stau-
nend den Kopf schütteln, unabhän-
gig ob man für oder gegen die To-
desstrafe ist. Aber für die Aburtei-
lung der skrupellosen Kerle,
welche in Seebach, Steffisburg und
anderswo Mädchen vergewaltigt
und damit womöglich deren Psy-
che für immer verletzt haben,
wünschte ich mir, dass amerikani-
sche Gerichte angerufen werden
könnten. Da würden diese Gangs -
ter kaum unter 15 Jahren Zucht-
haus davon kommen, unabhängig
von ihrem Alter. Was wird aber bei
unseren «Gerichten» passieren? Da
wird vor allem darauf geachtet,
dass die «armen» Täter ja nicht zu
hart angefasst werden, es könnte ja
deren Zukunftspläne «zerstören».
Und die Zukunft der Opfer? Das
kümmert unsere Gerichte wenig
oder gar nicht. Ganz zu schweigen
von den Psychiatern und Psycholo-

gen. Die werden hundert Gründe
vorbringen, warum die Täter ei-
gentlich selber Opfer sind. Ange-
fangen vom jugendlichen, ach so
zarten Alter der Täter. Wenn ein
 Jugendlicher erwachsen genug ist
zum Vergewaltigen, muss er auch
alt genug sein, dafür wie ein Er-
wachsener bestraft zu werden.
Nicht zu vergessen die fremde Kul-
tur, aus der «sie gerissen worden
sind». Selbstverständlich sind sie
auch oft «kriegstraumatisiert».
Und schliesslich werden wir
Schweizer noch selber als die ei-
gentlich Schuldigen dastehen, da
wir zu wenig getan haben, um die-
se Leute zu integrieren, dass wir sie
«ausgeschlossen und allein» gelas-
sen haben usw., usf. Ich bin der
Meinung, dass unser Strafrecht in
gewissen Teilen geändert werden
muss. Vor allem bei Unzuchtsdelik-
ten muss dieses massiv verschärft
werden.

Dragan Najman, Baden

Wer dient dem Gemeinwohl mehr?
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Darf man jetzt endlich über Bevölkerungspolitik reden?
Jahrzehntelang riskierte ein Jeder
als Neonazi, Faschist oder Frem-
denhasser verschrien zu werden,
wenn man es wagte, bevölkerungs-
politische Themen anzusprechen.
Keine der grossen Parteien unseres
Landes hatte den Mut, Dinge zu
thematisieren, die den Demogra-
phen längst unter den Nägeln
brennen. Denn längst sind die Fak-
ten bekannt, die es erlauben wür-
den, eine langfristig angelegte,
fundierte Bevölkerungspolitik für
die Schweiz zu formulieren.
– Die optimale Bevölkerungszahl

eines Landes kann sehr wohl de-
finiert werden. Dabei sind oeko-
logische, ökonomische und ge-
sellschaftspolitische Gesichts-
punkte zu beachten. Die Fest -
legung der Einwohnerzahl aller-
dings ist ein politischer Ent-
scheid. Die notwendigen Studien
verstauben seit den 70er-Jahren
in irgend einem Archiv des EJPD.

– Zur Erhaltung einer Bevölke-
rung ist eine Reproduktionsrate
von 2,1 Kindern pro Frau unab-
dingbar, wenn die Bevölkerung
langfristig weder wachsen noch
abnehmen soll. 

– Abrupte Bestandesänderungen –
nach oben und nach unten – sind
möglichst zu vermeiden, da sol-

che unweigerlich schwer zu be-
wältigende gesellschafts-, sozial-
und wirtschaftspolitische Proble-
me provozieren. 

– Mit Dauerwachstum der Bevöl-
kerung lassen sich weder sozial-
noch wirtschaftspolitische Pro-
bleme lösen. Die Lösung der im-
mer schwieriger werdenden Auf-
gaben wird lediglich auf später
verschoben. 

– Andauernde Einwanderung zur
Ausgleichung zu tiefer Geburten-
zahlen ist ein untaugliches Mittel
zur Problemlösung. Kein Land
kann so etwas politisch verkraf-
ten.

Und jetzt darf man darüber spre-
chen? Scheinbar schon!
Vor einiger Zeit führte die CVP eine
Tagung zur Demographie durch.
Dabei soll die damalige Bundesrä-
tin Ruth Metzler der Integration
von Ausländern besonders viel Ge-
wicht beigemessen haben. 
Demgegenüber warnte Prof. H. M.
Hagmann von der Uni Genf, die de-
mographischen Probleme langfris -
tig durch Zuwanderung lösen zu
wollen. Die Integrationsschwierig-
keiten seien nicht zu übersehen. 
Zu dieser Zeit fand in Berlin ein
Kongress unter dem Titel «Demo-
graphie und Wohlstand» statt. Da-

Wussten Sie, dass...
...Sie vom Fernsehen über die krie-
gerischen Vorgänge in Libyen
 bewusst getäuscht werden? Der
Kriegsberichterstatter Helmut
Scheber (SF) berichtet, dass die vom
Fernsehen übermittelten Kampf -
szenen ausnahmslos ausserhalb
der Kampfzonen produziert, d.h.
gestellt werden. Er meint, jedem
sei klar, dass ein Kameramann kei-
ne Kriegshandlungen aus der Nähe
filmen kann, es sei denn, er ist le-
bensmüde. War Ihnen das klar?

...die somalischen Piraten trotz der
Patrouillen-Kriegsschiffe der USA,
Englands, Frankreichs usw. sehr
«erfolgreich» sind. Die Liegeplätze
in somalischen Häfen sind derart
überfüllt mit gekaperten Schiffen,
dass die Piraten den Schiffseignern
50% Rabatt auf die Lösegeld Forde-
rungen anbieten, wenn sie innert
zwei Tagen bezahlen. So wollen sie
in den Häfen wieder Platz für neue
«Beute» schaffen.

...das Ergebnis der Volksaufstände
in den arabisch-muslimischen
Ländern höchst fragwürdig sein
könnte. In Ägypten werden die kop-

tischen Christen zunehmend
drangsaliert. In Tunesien wird re-
gelrecht zur Jagd auf Christen und
Juden «geblasen». Im Rotlicht-
Viertel von Tunis wurden zahlrei-
che Prostituierte auf offener Strasse
massakriert. Am 18. Februar wurde
dem polnischen Priester Marek
 Rybinski mitten in Tunis öffentlich
der Kopf abgeschnitten. Seit lan-
gem ist bekannt, dass im «befrei-
ten» Irak die uralte christliche Ge-
meinde schwer unter Druck steht.
Im mohammedanischen Raum sind
bekanntlich die Menschenrechte
nach christlich-abendländischem
Verständnis, nicht geschützt.

....bezeichnenderweise der  tunesi-
sche Innenminister «Mohamed Afif
Chelbi» die 2,5 Milliarden Euro,
die von den Europäern für Refor-
men in Nordafrika und dem Nahen
Osten zur Verfügung gestellt wur-
den, als eine lächerliche Summe
bezeichnete. Was braucht es wohl,
bis den westlichen Völkern der Ge-
duldsfaden reisst?

…der Irak und Afghanistan zu
 einem «Fass ohne Boden» gewor-

bei machten Wissenschafter auf die
eingangs angedeuteten Zusam-
menhänge aufmerksam. Prof. G.F.
Dumonts von der Sorbonne warnte
vor einem «Krieg der Generatio-
nen», wenn wegen massiv
schrumpfender Bevölkerung der
Wohlstand einbrechen werde. Die
bayerische Familienministerin
Christa Stewens bezeichnete die
Situation als «fünf nach zwölf». 

In der NZZ erregte damals auf der
Frontseite der Titel «Sterben die

Menschenmasse im Bahnhof Zürich

den sind. Im Irak werden 29 Milli-
arden Euro aus den Ölverkäufen
 vermisst; Gelder die für den Wie-
deraufbau des Landes bestimmt
waren. – In Afghanistan sind Dut-
zende von Milliarden Euro ver-
schwunden, die von den USA und
verschiedenen westlichen Staaten
überwiesen worden waren für den
Wiederaufbau Afghanistans. Das
berichtet die US-Regierungskom-
mission «Wartime-contracting»!  

…das Wüstenprojekt DESERTEC
(Energie aus nordafrikanischen
Wüsten, sowie Windkraft) gefähr-
det ist. Die deutsche Industrie
wollte 400 Milliarden Euro inve-
stieren und rechnete mit Energie-
lieferungen in den alten Kontinent
ab 2015. Die Unruhen und Revolu-
tionen haben die Arbeiten blok-
kiert und niemand weiss, ob die
Pläne überhaupt weiter verfolgt
werden können. 

…im Jahre 2004 am 16. Oktober
unter Präsident G.W. Bush das so-
genannte Antisemitismus-Inspek-
tions-Gesetz in Kraft gesetzt wurde
– es gilt noch immer! Dieses Ge-
setz ist die wildeste, je bekannt ge-
wordene Gesetzesnovelle eines
modernen Staates zur Unterdrük-

kung des Denkens freier (nichtjü-
discher) Bürger. Die ganze Welt
soll damit gezwungen werden, nie-
mals kritische Gedanken gegen-
über dem jüdischen Staat zu äus-
sern, was immer dieser auch unter-
nehmen mag. 6 Beispiele mögen
dies aufzeigen. Kriminalisiert wur-
den:
– jegliche Behauptungen, dass die

jüdische Gemeinschaft die Regie-
rung kontrolliert, die Medien,
das internationale Geschäft und
die finanzielle Welt;

– jegliche Kritik der jüdischen zio-
nistischen Gemeinschaft an der
Förderung der Globalisierung
oder dessen, was manche die
«Neue Weltordnung» nennen;

– Zitierung von Fakten, die in jeg-
licher Art die Zahl der «sechs
Millionen» Holocaust Opfer ver-
ringern würde; 

– Behauptungen, dass Israel ein
rassistischer Staat ist;

– das Angebot, mit Beweisen zu be-
legen, dass Juden und ihre Füh-
rer den Kommunismus und die
bolschewistische Revolution in
Russland starteten;

– das Äussern von Unterstellungen
einer Mitwirkung des Mossad an
den 9/11 Attacken.

Tino Giacomo

Europäer aus?» die Aufmerksam-
keit der Leser. 
Ohne massive Einwanderung müs-
se die Bevölkerung der EU bei den
gegenwärtigen Reproduktionsra-
ten von fast 500 Mio auf 250 Mio
absinken. Nach Besprechung aller
bekannten Schwierigkeiten wurde
die banale Wahrheit neu verkün-
det:
«…dass kein Land eine unbe-
grenzte Immigration politisch ver-
kraften kann.» 
Eher ungewohnt wurde auch noch
auf den gefährlichen «brain-drain»
in den Auswanderungsländern hin-
gewiesen. 
Es ist unbedingt zu wünschen,
dass das Thema in Zukunft intensiv
im politischen Raum diskutiert
wird – ohne in Panik zu machen.
Ganz so, wie es der NZZ-Artikel an-
regte. Aber auch ohne langfristig
denkende Demographen mit wü-
sten Verdächtigungen mundtot zu
machen… 
Wer weiss – vielleicht werden wir
in etwa 50 Jahren sogar eine
schweizerische Bevölkerungspoli-
tik haben, die diesen Namen auch
wirklich verdient. Bis jetzt haben
wir nämlich keine!

V. J. Oehen-Christen,
e. Nationalrat, Köniz
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Initiative gegen Pädo-Kriminelle glanzvoll
zustande gekommen!

Am 20. April 2010 konnte das über-
parteiliche Komitee 112’565 Unter-
schriften für das Volksbegehren
«Pädophile sollen nicht mehr mit
Kindern arbeiten dürfen» der Bun-
deskanzlei übergeben. Da auch die
SD einen beträchtlichen Teil der
Unterschriften gesammelt haben,
war auch Alt-Nationalrat Bernhard
Hess bei der Übergabe dabei. Hier
dessen Votum anlässlich der Pres-
sekonferenz:

«…Mit grosser Freude dürfen wir
Ihnen heute verkünden, dass die
Volksinitiative ‹Pädophile sollen
nicht mehr mit Kindern arbeiten
dürfen›, mit dem stolzen Resultat
von über 112’000 gültigen Unter-
schriften eingereicht werden
konnte. Für die überparteiliche
Vereinigung ‹Marche Blanche›,
welche nur aus einigen hundert
Mitgliedern, Sympathisanten und
Gönnern besteht, ist das eine orga-
nisatorische Höchstleistung. Der
Sammelerfolg zeigt eindrücklich,
dass es auch einer kleinen Organi-
sation, welche kaum über finan-
zielle Mittel verfügt, möglich ist,
eine Volksinitiative zustande zu
bringen, sofern die Thematik brei-
ten Bevölkerungskreisen unter den
Nägeln brennt.

Als erfahrener Unterschriften-
sammler, der seit über 20 Jahren
für Referenden und Initiativen im
Einsatz ist, kann ich Ihnen versi-
chern, dass es eine grosse Freude
war, für dieses Volksbegehren zu
sammeln. Im Gegensatz zu ande-

ren Initiativen, wo man die Perso-
nen suchen muss, welche das ent-
sprechende Begehren unterzeich-
nen, war es hier beinahe umge-
kehrt: Wenn man an Marktplätzen,
vor Einkaufszentren oder vor
 Abstimmungslokalen sammelte,
vielen die wenigen Personen auf,
welche unser wichtiges Volksbe-
gehren nicht unterzeichnen woll-
ten!

Persönlich prophezeihe ich unse-
rer Volksinitiative bei der bevorste-
henden Volksabstimmung einen
Grosserfolg und bin optimistisch,
dass die Initiative von ‹Marche
Blanche› an der Urne sogar noch
einen höheren Ja-Anteil erzielen
wird, als die bisher am deutlich-
sten angenommene Initiative ‹für
einen arbeitsfreien 1. August›, mei-
ner Partei, den Schweizer Demo-
kraten. Dieses Volksbegehren er-
zielte am 26. September 1993
 einen Ja-Anteil von 83,8 Prozent.
Diese Marke gilt es jetzt zu über-
treffen – vor allem unseren Kin-
dern zuliebe! Mit der Einreichung
dieses Volksbegehrens hat selbst-
verständlich auch schon der Ab-
stimmungskampf begonnen.

Einmal mehr muss erwähnt wer-
den, dass eine Volksinitiative ohne
organisierte Sammelaktionen von
vielen Ehrenamtlichen nicht zu-
stande kommen kann. Im Umfeld
von ‹Marche Blanche› waren es
vielleicht zwei, maximal drei Dut-
zend Personen, welche sich über-
durchschnittlich engagierten und

Offener Brief an die Behörden der Republik Italien

teilweise wochenlang im Sammel-
einsatz waren. Weiter darf auch er-
wähnt werden, dass diese Initiative
mit einem minimalen Einsatz an
finanziellen Mitteln zustande kam.
So kann ‹Marche Blanche› leider
weder auf Zuwendungen aus der
Wirtschaft, noch von anderen Lob-
by-Organisationen zurückgreifen.
Die wenigen privaten Zuwendun-
gen stammen einzig von teilweise
direktbetroffenen Eltern miss-
 brauchter Kinder. Hingegen ist die
Initiative politisch äusserst breit
abgestützt: So finden sich im Ko-
mitee und unter den ehrenamtli-
chen Helfern Aktivistinnen und
Aktivisten aus allen politischen

 Lagern, von der SP (Anmerkung
der Redaktion: Die SP-Nationalrä-
tin Chantal Galladé ist jedoch zwi-
schenzeitlich aus dem Initiativ -
komitee ausgetreten) über die CVP,
SVP bis zu meiner Partei, den
Schweizer Demokraten. Alles in al-
lem darf gesagt werden, dass es
sich bei der Volksinitiative ‹Pädo-
phile sollen nicht mehr mit Kin-
dern arbeiten dürfen› um ein
Volksbegehren handelt, das diesen
Namen auch wirklich verdient.»

Bernhard Hess, e. Nationalrat,
Geschäftsführer

Schweizer Demokraten

Sehr geehrter Herr Staats-
präsident
Sehr geehrter Herr Minister-
präsident
Geschätzte Damen und Herren

Gemäss Pressemeldungen sind al-
lein seit Samstag mehr als 2000
Personen – namentlich Eritreer
und Somalier – mit Booten auf der
italienischen Insel Lampedusa ge-
landet und somit verschärft sich
die Lage täglich. Solche Zuwande-
rer sind in Europa kaum integrier-
bar und daher unerwünscht. Es
erscheint uns daher als unver-
ständlich, dass europäische Län-

der einerseits Libyen bombardie-
ren und damit die dortigen Behör-
den ausserstande setzen, die ille-
gale Migration zu unterbinden,

anderseits aber auch nicht wirk-
sam verhindert wird, dass Boote
mit illegalen Zuwanderern an
Land gehen. Sind sie erst einmal
in Lampedusa, so gelangen sie frü-
her oder später auch nach Fest-
land-Italien und von dort ins rest-
liche Europa. Wir rufen die italie-
nischen Behörden daher eindring-
lich auf, nicht zuletzt im eigenen
Interesse, Boote mit illegalen Mi-
granten konsequent schon vor der
italienischen Küs te abzufangen
und zur Rückkehr zu zwingen,
und keinesfalls weitere Landun-
gen auf italienischem Staatsgebiet
zuzulassen.

Wir zählen als Nachbarn auf Ihre
diesbezügliche Verlässlichkeit,
danken Ihnen für den Einsatz bei
der Abwehr unerwünschter Zu-
wanderer und verbleiben hoch-
achtungsvoll

Namens der SCHWEIZER
DEMOKRATEN (SD)

Stadt und Kanton Zürich 

Christoph Spiess, Gemeinderat
Patrick Blöchlinger, Gemeinderat 

(PS: Dieser Brief ging am 30. März
2011 auch an die italienische Bot-
schaft in Bern.)

SD-Geschäftsführer Bernhard Hess bei der Einreichung der Anti-Pädo-
philen-Initiative vor dem Bundeshaus.
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1961 bis 2011:
Unsere Partei ist 50 Jahre jung

– eine beachtliche politische Leistung!
4. Teil: Die NA war 1963 die erste grüne Partei !

Rudolf Keller,
e. Nationalrat,
 Frenkendorf

Wir waren die ersten Grünen! Bis
heute sind wir eine Partei, welche
ökologische Anliegen auf ihre Fah-
ne schreibt. Wir kämpfen gegen die
Verbetonierung unserer Heimat.
Und in Energiefragen wollen wir
weg von risikobehaftetem Atom-
strom hin zu umweltverträglichen
Energieerzeugungsanlagen. Zu-
dem sind wir für eine naturnah
produzierende einheimische Land-

wirtschaft. Solche Forderungen
stehen schon seit bald 50 Jahren in
unserem politischen Programm.
Auch haben wir bereits Anfang der
60er-Jahre gefordert, dass wirt-
schaftliche Interessen dem Natur-
und Umweltschutz untergeordnet
werden müssen. 
Wenn man die heutige Politland-
schaft ansieht, hat man fast den
Eindruck, die Grünen, die Grün -
liberalen und viele andere hätten
unser Programm abgeschrieben!
Auf der nächsten Seite können Sie
einen Faksimile-Abdruck des Ori-
ginal-Parteiprogramms von 1963
begutachten. Dieses Programm
könnte man heute praktisch un-
verändert auflegen, so aktuell wa-
ren unsere Gründerväter und so
aktuell sind all diese Probleme
noch heute.

Die Profitgier der heutigen Wirt-
schaftselite ist nicht kleiner gewor-
den. Und sie ist nur mit immer
mehr Ausländern aufrecht zu er-
halten. Am widersprüchlichsten ist
da die heutige SVP. Einerseits will
sie Wirtschaftspartei sein und for-
dert mehr Wachstum, anderseits
wettern sie gegen Ausländer – aber
wohlwissend, dass dieses Wachs-
tum nur mit mehr Zuwanderern
überhaupt bewerkstelligt werden
kann! Wir Schweizer Demokraten
sind da viel konsequenter in unse-
ren politischen Forderungen.

Mehr zu unserer Parteigeschichte
können Sie in der nächsten Zei-
tung und damit im 5. Teil erfahren.
Dann stellen wir einzelne Expo-
nenten wie Valentin Oehen, Jean-
Jacques Hegg, Hans Zwicky, Hans

Steffen und andere in Wort und
Bild vor. 

Tretet der NA bei
hiess 1967 der Titel eines Aufrufs
in unserer Parteizeitung. Darin
werden sieben Möglichkeiten ge-
nannt, wie man unserer Partei und
unserem Lande aktiv helfen kann.
Der hier unten abgedruckte Faksi-
mile-Text ist eine Anleitung, wie
man die eigene Partei stärken
kann. Lesen Sie dies und setzen
auch Sie das, was 44 Jahre später
noch immer Gültigkeit hat, in Ih-
rem heutigen Umfeld um!
Selbstverständlich ist auch der
 eine oder andere Ratschlag Ge-
schichte – aus einer Zeit, die es so
nicht mehr gibt.

Parteigeschichte siehe auch
nächste Seite…
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Wir feiern das 50-Jahr-Jubiläum am 1. August 2011 in einem grösseren Rahmen miteinander.
Reservieren Sie sich dieses  Datum schon heute!
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Die Schreckensmeldungen häufen
sich: Am 16. März finden sich fol-
gende fette Überschriften in der
«Aargauer Zeitung»:

– Radioaktivität entweicht unkon-
trolliert;

– Im Bann der radioaktiven Wolke;
– AKW gerät ausser Kontrolle;
– SP und Grüne ringen um Vor-

macht in der AKW-Debatte;
– Dem AKW Mühleberg könnte

letztes Stündlein schlagen;
– Gaskraftwerke einzige Alter -

native;
– Baueingabe für Holzkraftwerk

Kaiseraugst;
dazu mehrere ähnliche Schlagzei-
len und Texte. 

Jetzt geschieht das, wovor unsere
Partei SD/NA als Allererste ge-
warnt hat, und was jetzt die Linke,

anfänglich für die «saubere Kern-
energie» eingetreten – und als «ei-
genes Bier» verkauft. Dabei waren
wir es, die als Erste vor der «strah-
lenden Zukunft» gewarnt haben.
«Verzicht auf den Bau weiterer
KKW…» (Politisches SD-Pro-
gramm 1983–1987). «Mittelfristi-
ger Ausstieg aus der Atomener-
gie» (Politisches SD-Programm
1995–1999). Die Linke erwachte
erst nach «Tschernobyl» aus ihrem
Glauben an den grenzenlosen
Fortschritt. 
1985 erteilte der Bundesrat die
Rahmenbewilligung für «Kaiser-
augst». 
1986 ereignete sich der GAU von
Tschernobyl. Erst jetzt erwachte
die SP aus ihrem Glauben an unbe-
grenztes Wachstum. Als in Kaiser-
augst Baumaschinen auffuhren,
das «Gelände» besetzt wurde – mit
tatkräftiger Hilfe sonst staatstreuer
Baselbieter Bauern, reiste auch un-
ser damaliger Parteipräsident Va-
lentin Oehen zur «Vollversamm-
lung» in die Zeltstadt. Dort be-
mächtigten sich aber meist laut-
starke Linke für ihre Parolen der
Mikrofone. Unser Zentralpräsident
kam nur mit Mühe zu Wort. Alles
artete aus in ein ideologisches Seil-

ziehen! Unsere Partei wurde so-
dann von den Medien auf die «hin-
teren Bänke» verwiesen, auf zweit-
rangige Probleme wie Einwande-
rung, Drogen, Kriminalität. Heute
geht es um mehr: Das Überleben
auf unserem Planeten!
Bis jetzt waren kapitalistische
AKW des Teufels, sozialistische
aber sicher! Die heutigen Ereignis-

se mit dem Zusammentreffen von
Erdbeben – Tsunami – Versagen
der Reaktor-Kühlung – sind kein
Freipass für die Atomlobby. Ein
blosser Marschhalt à la Doris Leut-
hard genügt nicht!
Unsere Partei hat früh und deut-
lich vor der Atomtechnologie ge-
warnt, was wir uns heute auch zu-
gute halten dürfen…

Atom-Katastrophe in Japan; vor- und nachher!

Schnappschuss vom besetzten Kaiseraugst-Gelände 1975: Auf dem Bänkli
sitzend mit Dächlikappe – Valentin Oehen; rechts von ihm seine Ehefrau
Bernadette. Daneben mit Rucksack die damalige NA-Parteisekretärin
Anita Wilhelm.

Bedrohte Fliessgewässer…
Ökologisch «besonders wertvolle
Gewässer» sind stark beeinträch-
tigt. Hauptgewässer in den Alpen
und im Mittelland sind teilweise
durchgehend verbaut. Dazu sind
15 800 km «stark betroffen oder
ganz trocken gelegt», bestätigte
der Bundesrat im Juni 2007 in sei-
ner Botschaft zur Gewässerschutz-
initiative. Fristen für die Sanierun-
gen wurden im Parlament mit
knapper Mehrheit immer wieder
verschoben und verlängert.
Während die Sanierungsmassnah-
men auf sich warten lassen, wer-
den stets grössere Gewinne ver-
bucht und weitere Kleinkraftwerke
gebaut. Wenn alle 620 bewilligt
werden, sind bisher unbeeinträch-
tigte Fliessgewässer, Kulturland-
schaften, Schutzgebiete und BLN-
Inventare bedroht. Mit dem neue-
sten Wasserkraftwerk im Bündner
Lugnez wollen die Kraftwerke
Zervreila sogar 6 von 7 Wasserfas-
sungen im geschützten Greina-
BLN-Inventar durchsetzen.
Wie die Nordostschweizer Kraft-
werke mehrere Dutzend Fische am
Seitenfluss des Vorderrheins auf

brutale Weise verenden liessen, be-
richtete das Schweizer Fernsehen
am 16. Juni 2010.
Im Gegensatz zu anderen Elektri-
zitätsgesellschaften lassen die NOK
im Rein da Sumvitg zeitweise über-
haupt kein Restwasser laufen, ob-
wohl die Bundesverfassung seit
Dezember 1975 «die Sicherung an-
gemessener Restwassermengen»
vorschreibt. Aus: Greina News

Katastrophe von 
Fukushima und die SD

Schon immer war die NA, später
SD genannt, gegen die Atomwirt-
schaft, also zuerst gegen den Ein-
stieg, dann für den Ausstieg aus
der Atomenergie. Selbstverständ-
lich ist, dass, wenn sich die Politik
für die Atomenergie entscheidet,
der Ausstieg nicht von einem Tag
auf den andern möglich ist.
Zitat aus dem politischen Pro-
grammn, Abschnitt «Energiepoli-
tik», nie revidiert, immer noch
gültig:
«Die Energiepolitik darf sich nicht
auf den vermeintlich zwingenden
Bedürfnissen von Wirtschaft und
Konsumenten richten, weil der
Energieverbrauch ohne wirksa-
men Gegendruck stetig zunehmen
wird. Vielmehr muss die For-
schung Wege aufzeigen, wie der
Energieverbrauch verringert wer-
den kann. Mehrverbrauch belastet
die Umwelt. Je mehr Energie in ein
System eingeführt wird, umso
mehr wird dessen Wachstum ange-
heizt und umso störanfälliger wird
es. Wir fordern:

– Förderung von Wärmeisolatio-
nen an Gebäuden und Anlagen;

– Einführung einer sozialen Ener-
gieverbrauchssteuer;

– Abschaffung der Mengenrabatte
bei allen Energieträgern;

– Vermeidung unnötiger Klimaan-
lagen;

– Förderung energiesparender
Tech niken, z.B. Wärmekraft-
kopplung, Wärmepumpen, Nut-
zung der Sonnenenergie …;

– schrittweiser Ersatz der umwelt-
schädlichen Energieerzeugung
aus erschöpfbaren Quellen (fos-
sile Energieträger, Uran) durch
umweltfreundlichere Quellen
(Holz, Wasser, Sonne, Wind, Erd-
wärme);

– Bauten mit Sonnenkollektoren:
– Ausbau und Erneuerung älterer

Wasserkleinkraftwerke;
– mittelfristiger Ausstieg aus der

Atomenergie.»
Vielleicht kommt jetzt etwas Bewe-
gung in unsere nationale Energie-
politik! Dr. Jean-Jacques Hegg,

e. Nationalrat, Dübendorf

Leben und Umwelt

Robert Berner,
SD/NA-Politiker
der ersten Stun-
de, Rheinfelden

Kurzes Gedächtnis?
«Die SVP sei die einzige Partei
gewesen, welche vor den Gefah-
ren der Personenfreizügigkeit
gewarnt habe…»
Nationalrat Simon Schenk,
SVP/BE, in der «Arena» vom
29. April 2011

Richtig ist hier: Die Schweizer
Demokraten haben die Perso-
nenfreizügigkeit immer ein-
stimmig abgelehnt. Bei der SVP
gab es hingengen immer wieder
auch Befürworter der Perso-
nenfreizügigkeit. Pfui!
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Elektronische JSD-Zeitung
http://www.volkundheimat.ch

Veranstaltungshinweise der SD-Sektionen
Bezirk Baden und Umgebung:
Stamm im Hotel «Winkel-
ried», Landstr. 36, Wettingen.
Jeden 1. Dienstag im Monat ab
20 Uhr.

Fricktal: Stamm im Rest. «Weisses
Rössli» in Eiken. Jeden 1. Donners-
tag im Monat ab 19.30 Uhr.

SD Stadt Bern: Höck (Vor-
standssitzung, Gäste sind
stets eingeladen!) im Restau-
rant «Jäger», Murtenstr. 221,
Bern-Bethlehem. Postauto

Nr. 101, Haltestelle Untermattweg
(von dort ca. 1 Min. zu Fuss). Oder
Tram Nr. 8 Richtung Brünnen-West-
side, Haltestelle Säge (von dort ca. 5
Min. zu Fuss). Jeden letzten Dienstag
im Monat ab 20.00 Uhr. 
Berner Oberland: Höck im Hotel
«Milan» in Ringgenberg. Jeden 
1. Mittwoch im  Monat ab 20.00 Uhr.

Winterthur und Umgebung:
Höck im Restaurant «Blume»,
Wülflingerstrasse 236. Jeden
1. Freitag im Monat ab 20 Uhr

(bei  einem Feiertag eine  Woche spä-
ter).

Luzern-Innerschweiz:
Höck im Rest. «Tribschen»,
im kleinen Saal, Kellerstrasse
25a, Luzern. Jeweils am letz-

ten Montag im Monat ab 20 Uhr.
Erstmals am 30. Mai. Es ist immer
jemand da!

Kantonalsektion St. Gallen:
Stamm am 26. Mai im Schiess-
 keller, Wehrstr. 6 in St. Gal-

len/Winkeln. Jeweils ab 19.30 Uhr.
Weitere Infos über Telefon 079 639
06 07, abends.

jsd-nordwestschweiz.ch: Immer am
1. Montag des Monats Stamm ab 20
Uhr. Jetzt neu in der «Sportbar» an
der Rheinstrasse 4 in Liestal. Wir
sind  alles Junge!

Jetzt unterschreiben!

Eidg. Mindestlohn-Initiative
heute wären dies pro Std. Fr. 22.– (Tel. 031 329 69 69)

SD-Marktplatz
Suchen Sie etwas? (ein Handörge-
li oder eine/n Freund/in). Möchten
Sie etwas verkaufen, vermieten,
verschenken, tauschen usw? 
Rufen Sie uns an und teilen Sie
uns Ihr Anliegen mit. Oder schrei-
ben Sie uns per Briefpost /Post -
karte; noch besser per E-Mail. Der
zu veröffentlichende Text soll kurz

und aussagekräftig sein! Diese
Kleininserate erscheinen max. 2-
mal im «Schweizer Demokrat»
und sind für die SD-Familie gratis. 
Normalerweise wird im Kleininse-
rat für die Kontaktaufnahme die
Telefonnummer des/der Auftrag-
gebers/in abgedruckt. Aber andere
Kontaktmöglichkeiten sind auch

möglich (z.B. Postadresse, E-Mail). 
Bei ganz persönlichen Dingen ist
ein Chiffre-Inserat von Vorteil. In
diesem Fall bitte Ihrer Briefsen-
dung an uns Fr. 10.– (Note) beile-
gen. Wir leiten dann die eingegan-
genen Briefe an Sie weiter. Bitte
Ihre Postanschrift nicht vergessen.
Volle Diskretion zugesichert! 

Kontaktadresse: SD-Marktplatz,
Postfach 1531, 4001 Basel

Tel. 061 262 03 04, Fax 061 262 03 15
E-Mail: info@sd-marktplatz.ch

Inserateaufgabe auch direkt mög-
lich auf
www.schweizer-demokraten.ch

Wer sucht, der findet!

DIENSTLEISTUNGEN
Steuererklärung 2010. Kompeten-
ter Fachmann füllt Ihre Steuer -
erklärung bei Ihnen zu Hause
(Bern und Umgebung) aus und gibt
Ihnen entscheidende Steuertipps. 
Ab Fr. 60.–.
Telefon 031 941 06 73
E-Mail: j.p.schwab@bluewin.ch

ZU VERMIETEN:
Seriöse und preiswerte Mietwagen
Kleinwagen, Limousine, Kombi,
Van, Roller, Motorräder, ab Fr.
600.– mtl. inkl. 2000 km; Motos ab
Fr. 200.–. Die Fahrzeuge können
auch pro Tag oder Wochen gemie-
tet werden; für die ganze Schweiz.
Region Biel.
Telefon 076 369 28 28

ZU MIETEN GESUCHT:
Gesucht in Uster von ruhiger
Schweizerin in neuerem Haus:
1- bis 21⁄2-Zimmer-Wohnung im
EG. Keine Treppen und Tritte beim
Zugang. Telefon 078 772 68 11

GESUCHT:

Kaufe von privat altes Spielzeug
vor 1970: Eisenbahnen, Blechau-

tos, Flieger, Schiffe, Elastolinsolda-
ten, Dinky Toys, Teddybären usw. 
Auch alte Ansichtskarten vor 1950,
alte Pfadiabzeichen, Aufnäher usw.,
Region Zürich. 
Telefon 079 643 55 64

Gesucht – günstig oder gratis:
Fotos, Postkarten, Prospekte, mit
Abbildungen von Menschen, Objek-
ten, Gebäuden, Landschaften usw.
für den Abdruck im “Schweizer De-
mokrat“ (Bebilderung von Artikeln).
Kontaktadresse: SD-Sekretariat in
Bern. Telefon 031 974 20 10, Fax
031 974 20 11
schweizer-demokraten@bluewin.ch

ZU VERKAUFEN:
Bio-Knospen Olivenöl und Schwei-
zer Essig von Waldkirch SG, Region
Ostschweiz,
Telefon 071 244 72 76 oder
thomas-fischer@bluewin.ch

6 Paar Arbeitshosen von «Lut-
teurs», mit leichter weisslicher
 Maserung (je 3 blaue und 3 grüne),
ungebraucht, Grösse 44, Fr. 74.– je
Stück. Stadt Bern.
Telefon 031 971 09 38
E-Mail: enricobarisi@bluewin.ch

Diverse Saab 9-5, Klima, Leder,
 Automat, top Zustand, ab MFK, Ga-
rantie, ab Fr. 5900.–, Tausch, Teil-
zahlung ohne Anzahlung möglich,
weitere Fahrzeuge. Stadt Bern.
Telefon 079 304 74 51

Quarzuhren, Omega mit Datuman-
zeige (mit Originallederarmband),
70er-Jahre. Fr. 200.–. Zudem Rado-
Imitation, Fr. 30.–. Neue Fitness-
und Muskel-Stimulationsgürtel mit
6 Programmen. Neupreis Fr. 98.–
(mehrere verfügbar). Verkauf jetzt
für Fr. 30.–. Bei Abnahme von zwei
Stück Fr. 50.–. Region Biel.
Telefon 032 331 91 35 

EIN GUTER RAT:
Schlüsselbund schon mal verloren?
Befestigen Sie an Ihrem Schlüssel-
bund eine billige Plastiketikette und
vermerken Sie darauf ihre Handy-
Nummer (niemals Ihre Festnetz-
Nr.!) und erwähnen Sie: Finderlohn
von Fr. ? zugesichert!

BEKANNTSCHAFTEN:
Schweizer, 50plus, 185/85, NR,
sucht Schweizerin für Ferien und
Freizeit. Bern +100 km. Mache ger-
ne Camping, Schwimmen, Sauna;
tanze und koche gerne. Gruss, bis
bald! Telefon 079 333 68 68.

PERSÖNLICHES:
Hallo, …ich bin Madlen Küng aus
Basel. Ich war früher sehr aktiv in
der Partei! Jetzt geht eben vieles
nicht mehr, leider! Aus gesundheitli-
chen Gründen bin ich ins Alters-
heim umgezogen. Als Info für jene,
die mich suchen oder kontaktieren
möchten: Ich habe eine neue Adres-

se und auch eine neue Telefonnum-
mer! Altersheim Gundeldingen,
Bruderholzstrasse 104, 4053 Basel
Telefon 061 367 85 84. Eine jede
Kontaktaufnahme freut mich!

AUSSTELLUNGSHINWEIS:

Schweizerisches Freilicht-
museum Ballenberg
Bei uns stehen die Türen offen!
…treten Sie ein und schauen Sie
sich um: in Küchen, Kammern und
Wohnstuben in originalgetreu wie-
deraufgebauten Häusern und Höfen
aus alter Zeit.
Bei uns düfen Sie beim Arbeiten
zuschauen!
…Handwerker zeigen Ihnen Schnit-
zen, Korben, Weben und Klöppeln
bis hin zum Käsen und Backen. 
Bei uns sind alte Bräuche aktuell!
…In speziellen Veranstaltungen
führen wir Ihnen traditionelle Bräu-
che vor, z.B. Trachten und Tänze,
Brächete und Herbstmarkt. Die Da-
ten und detaillierte Informationen
erfahren Sie aus unserem Veranstal-
tungskalender www.ballenberg.ch
oder per Info-Telefon 033 952 10 40.
Bei uns stehen Ihnen für Hunger
und Durst 
…drei gemütliche Gasthöfe zur Ver-
fügung. Auch Picknick-Plätze und
das Holz zum Grillieren sind schon
parat. 
Mehr über das Freilichtmuseum im
Berner Oberland unter: Telefon 033
952 10 30; www.info@ballenberg.ch

Weitere Anlässe bitte melden an:
info@sd-marktplatz.ch

Eidg. Volksinitiative
«Schutz vor Rasern»

Tel. 044 737 48 29
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Anlässlich der Stadtratsdebatte
vom 17. März 2011 hat sich Robert
Meyer im Berner Stadtrat mit ei-
nem engagierten Votum gegen die
Überbauung Holligen engagiert:
«…Es geht im Wesentlichen ein-
fach darum, dass hier 190 Woh-
nungen gebaut werden sollen. Die
Vorlage wird dann natürlich noch
ein wenig ausgeschmückt und mit
ein paar Zückerchen versehen. Wir
wollen doch alle eine lebenswerte
Stadt, wir wollen Lebensqualität.
Und Lebensqualität heisst, ich rede
hier für mich und auch im Namen
meiner Partei, dass wir eine grüne
Stadt wollen. Für mich ist Bern ei-
ne noch ziemlich grüne Stadt; set-

zen wir uns dafür ein, dass es so
bleibt. Aber wenn man jetzt hier
anfängt – als nächstes überbaut
man vielleicht das wunderschöne
Viererfeld – verschwinden die
schönen Grünflächen eine um die
andere. 
Ich stelle eine gewisse Obsession
fest, und zwar erstaunlicherweise
nicht einmal bei den Bürgerlichen,
sondern vor allem bei der SP, zu
wachsen, mehr Bewohner zu ha-
ben in der Stadt. Vor allem von un-
serem Stadtpräsidenten hört man
das, in jeder dritten Pressemittei-
lung liest man, die Bevölkerungs-
zahl sei erfreulicherweise gestie-
gen. Ist das denn ein Ziel an sich,

Baselbieter Wahlen

Die Zeit für uns kommt noch!
Selten haben wir einen so guten,
breiten und intensiven Wahlkampf
gemacht, wie bei den diesjährigen
Landratswahlen. Flugblatt in jede
Haushaltung, Partei-Zeitung ver-
teilt, Plakataushang über 6 Wo-
chen, erstmals Strassenaktionen,
Internet-Auftritt, etwa 100 publi-
zierte Artikel in den Dorfanzeigern
(teilweise mit Photos der Kandidie-
renden), guten Zugang zu den
 Radio- und Lokalfernsehstationen.
Das freie Wort wurde uns von den
Medien unzensuriert gewährt. Und
trotzdem gelang es uns nicht, im
Baselbieter Landrat vertreten zu
bleiben. Die «Atomdiskussionswel-
le», die Grünen, die SVP, die BDP
und die GLP verhinderten unseren
Erfolg. Ein SVP-Regierungsrat und
15 zum Teil prominente amtieren-
de Landratsmitglieder wurden ab-
gewählt – das ist neuer Baselbieter
Rekord. Die neuen Parteien BDP
und GLP schafften mit sozusagen
keinem politischen Inhalt den Ein-
zug in den Landrat und die «Atom-
diskussionswelle» trug das Ihrige
zum Resultat bei. Obwohl wir auch
Atomkraftwerkgegner sind, konn-
ten wir das nicht mehr rüber brin-
gen in den beiden letzten Wochen
vor den Wahlen.

Und obwohl uns niemand überse-
hen konnte, gingen wir in dieser
politischen Konstellation zwi-
schen neuen Parteien und eben
dieser «Atomdiskussionswelle»,

wo der Begriff «Atom» von einem
Tag auf den andern alles dominier-
te, ja überschattete, total unter.
Das Thema Einwanderung rückte
deshalb völlig in den Hintergrund!
Sicher hat uns diese Konstellation
am meisten geschadet. Uns fehlte
aber auch das Geld, für mehr Inse-
rate, was ebenfalls entscheidend
gewesen sein dürfte. Zudem ist
noch ein Verbesserungspotential
bei den neuen Kommunikations-
mitteln vorhanden (Internet, Face-
book und Twitter). Auch die Quali-
tät der Photos der Kandidierenden
liess zum Teil zu wünschen übrig.
In all diesen Feldern müssen wir
das nächste Mal noch besser arbei-
ten. Soweit die kritische Rückbe-
trachtung unseres Wahlkampfes.

Wir danken den Spitzenkandidaten 
• Marco Schällmann, Junge SD

(350 Stimmen, die Hälfte seiner
Stimmen sind Zusatzstimmen
von andern Listen, erfreuliche
SD-Stimmensteigerung in sei-
ner Wohngemeinde Bubendorf),

• Christian Stich (151 Stimmen
im kleinen und für uns schwieri-
gen Wahlkreis Laufen),

• Rudolf Keller (745 Stimmen,
höchste Stimmenzahl aller SD-
Kandidierenden, mehr als die
Hälfte der Stimmen sind Zusatz-
stimmen von andern Listen! Der
neu gewählte BDP-Landrat hat
weniger Stimmen als Rudolf
Keller.),

Zudem stehen in 11 Monaten Ba-
selbieter Gemeindewahlen an. Da
wollen wir beispielsweise in All-
schwil SD-Fraktionsstärke im 40-
köpfigen Einwohnerrat anpeilen.
Mit Josua und Susanne Studer
können wir dann bereits mit zwei
Bisherigen antreten.
Es geht also weiter. «Viel Arbeit
wartet auf die SD-Baselland», sag-
te Rudolf Keller, der ebenfalls an
Bord bleibt. Aber es gilt auch, die
Partei weiter personell zu erneu-
ern. Die Unterschriftensammlung
für die neue SD-Initiative zur Sta-
bilisierung der Gesamtbevölke-
rung wartet nicht auf uns – wir
müssen hierfür selbst Aktivitäten
entfalten!

Und dann wurde noch etwas an -
deres klar im Wahlkampf: www.
smartvote.ch hat gezeigt, dass wir
als Partei nicht rechts stehen,
sondern konservativ sind. Rechts
bis rechtsextrem ist die unsoziale
SVP und teilweise auch die FDP!
Wir sind demgegenüber national
und patriotisch denkend, mit gros-
sen sozialen und ökologischen
Tupfern. Ähnlich wie die Lega dei
Ticinesi, das Westschweizer Mou-
vement des Citoyens, die FPÖ
Österreichs oder der Front Natio-
nal in Frankreich, die sich äusserst
erfolgreich als soziale Heimatpar-
teien profilieren. Wir werden unser
Profil auch noch schärfen müssen,
um uns gegenüber der gesamten
politischen Konkurrenz abzuhe-
ben. Nur so werden wir auch auf
den Erfolgsweg zurückkehren.
Und vielleicht wäre es gut, wenn
wir uns der Lega und dem Mouve-
ment annähern würden. Man wird
von uns hören!

SD-Baselland

• Urs Hammel (246 Stimmen im
schwierigen SVP-Wahlkreis).

Und wir danken auch allen
 andern Kandidatinnen und
Kandidaten, welche sich zur
Verfügung stellten.

Danken wollen wir
auch SD-Landrat
John Stämpfli aus
Münchenstein. Er
erreichte in sei-
nem kleinen Wahl-
kreis 291 Stimmen
und steigerte die
Parteistimmenzahl im ganzen
Wahlkreis von 711 auf 770 Stim-
men bei etwa gleich kleiner
Stimmbeteiligung wie vor vier Jah-
ren.

Und danken wol-
len wir auch unse-
rem (neuen) SD-
Landrat Josua
Studer, Allschwil.
Er war unser Zug-
pferd, der viel-
leicht etwas spät
den Weg in unsere Partei gefunden
hat. Er erzielte 337 Stimmen, was
ein gutes Resultat darstellt. Er hat
bereits viel Arbeit geleistet!

Wie geht es weiter?
Für Tränen gab es am Wahlabend
gar keine Zeit. Noch am Sonntag
haben wir entschieden, mit einer
Baselbieter SD-Liste in die Natio-
nalratswahlen vom 23. Oktober
2011 zu steigen. Auch über
 Namen haben wir bereits geredet.
Zudem konkretisiert sich auch das
Projekt einer Jung-SD-National -
ratsliste im Baselbiet. Beide Listen
werden miteinander verbunden.

Nein zur Überbauung Holligen!

Kanton Baselland

dass Bern eine möglichst grosse
Stadt ist und dass man mit Zürich
und Genf mithalten kann? Ich will
eine lebenswerte Stadt und nicht
möglichst viele Leute; ich will Le-
bensqualität und dazu gehören für
mich auch Grünflächen. Man muss
sich vielleicht einmal grundsätz-
lich über die Bevölkerungspolitik
unterhalten. Man hört auch immer
das Argument der Wohnungsnot.
Aber man kann sich ja fragen, ob es
tatsächlich zu wenige Wohnungen
gibt; vielleicht haben wir ja einfach
zu viele Leute! Dann baut man
Wohnungen, das fördert man un-
gemein. Aber wenn dann auch der
Verkehr zunimmt, wenn diese Leu-
te mit dem Auto herumfahren wol-
len, ist man dagegen. Das geht
nicht ganz auf! 
Kürzlich konnte man sogar lesen,
der neue Stadtplaner von Bern
schlage vor, irgendwo ein neues

Quartier von der Grösse des Kir-
chenfeldes zu bauen. Solche Ideen
geistern herum, wie gesagt auf SP-
Seite. Und was mich auch sehr er-
staunt ist, dass einige Parteien, die
das Wort «Grün» in ihrem Namen
tragen, diese Vorlage hier unter-
stützen. Für mich ist es nicht
schlimm, sogar eher positiv, dass
es zwischen der recht dicht besie-
delten Innenstadt und dem dicht
besiedelten Bümpliz-Bethlehem
noch eine Schmalstelle gibt mit ei-
nigen Grünflächen. Das darf ruhig
so bleiben, darum unterstützen wir
von den Schweizer Demokraten
den Rückweisungsantrag von Lu-
zius Theiler. …»
PS: Die Rückweisung wurde mit
63 zu 8 abgelehnt. 
Die SD der Stadt Bern empfiehlt.
die Überbauung Holligen am 
15. Mai 2011 an der Urne abzu-
lehnen. 

Kanton Bern
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Ich glaub’s ja kaum und doch ist es
eine Tatsache. Die ECOPOP (Eco-
logie et Population) lanciert eine
eidgenössische Volksinitiative mit
dem Titel «Stopp der Überbevölke-
rung – zur Sicherung der natürli-
chen Lebensgrundlagen». Ein
Schritt in die richtige Richtung,
gewiss – aber… Laut deren Initia-
tivtext darf die ständige Wohnbe-
völkerung in der Schweiz infolge
Zuwanderung im dreijährigen
Durchschnitt nicht um mehr als
0,2 Prozent pro Jahr wachsen. Dies
dürften jährlich etwa 12’000 bis
15’000 Personen sein! Somit ist
dieser Initiativtext mit der vorge-
schriebenen Dreijahresperiode
sehr starr und unflexibel. Von den
das Ganze  zusätzlich sehr kompli-
ziert machenden Übergangsbe-
stimmungen spreche ich hier
nicht mal!  
– ECOPOP erklärt: Mit dem Ini -

tiativtext fokussieren wir uns
auf das Wachstum der Bevölke-
rung – weltweit(?), aber auch in
der Schweiz. 

– ECOPOP will politisch neu-
tral(?) sein und dazu beitragen,
dass alle politischen Gruppie-
rungen konstruktiv zusammen-
arbeiten, um das grosse Pro-
blem der weltweiten Bevölke-
rungszunahme gemeinsam an-
zugehen: menschlich, sozial,
ökologisch. 

Die ECOPOP verfolgt somit sehr
ambitiöse und hochgesteckte Zie-
le!

Bitte zuerst kleine Brötchen backen
Im ECOPOP-Bulletin vom März
2011 erklärte deren Präsident, Dr.
Patrick Felder, im Leitartikel so
ganz oberflächlich u.a., dass «die
Programme ALLER politischen
Parteien – direkt oder indirekt –
eine Förderung des Wachstums,
insbesondere auch jenes der Be-
völkerung beinhalten». Offensicht-
lich hat er das Programm der
Schweizer Demokraten oder vor-
mals der Nationalen Aktion noch
nie gelesen! 

Man könnte es auch anders erklä-
ren… Solches geschieht nicht sel-
ten in totalitären Staaten! (Ohjeh,
ohjeh, die ECOPOP-Leute wollen
doch die ganze Welt verbessern!). 

Und was mir auch nicht zusagt im
Text der ECOPOP-Initiative, dass
der Bund über die Entwicklungs-
hilfe(gelder) auf die Geburtenfreu-
digkeit in Drittwelt-Staaten Ein-
fluss nehmen soll. Ist dies wirklich
unsere Aufgabe? Haben wir ein
Recht dazu? Ich sage ja auch nicht,
dass das schweizerische Demokra-
tiemodell weltweit das «Beste» ist
und auf alle Drittwelt-Staaten zu
übertragen sei. Was massen sich da
gewisse Leute überhaupt an? Zu-
dem wird die ECOPOP-Initiative –
falls man die 100’000 Unterschrif-
ten überhaupt zusammenbringt –
wegen der fehlenden Einheit der
Materie – mit grösster Wahr-
scheinlichkeit – als ungültig er-
klärt!  Bevölkerungsbegrenzung in
der Schweiz und zugleich Famili-
enplanung in Drittwelt-Staaten
sind ganz unterschiedliche Sach-
gebiete, die nicht in EINE Volks-
initiative «verpackt» werden kön-
nen. In den beiden Parlaments-
kammern in Bern wird übrigens
bei der Behandlung einer Volks ini -
tiative nicht nur nach staatsrecht-

Seilschaft. Übrigens hatten die
Schweizer Demokraten an der DV
von 2009 in Reinach (AG) einem
wirklich kompetenten Vertreter
der ECOPOP Gelegenheit geboten,
deren Ziele und Argumente im
Umweltbereich (die auch unsere
sind!) in einem Vortrag darzule-
gen. Der Vortrag kam damals sehr
gut an (nachzulesen im «SD», Nr.
6-2009). Auch auf unserer Zei-
tungsseite «Leben und Umwelt»
wiesen wir im Verlauf der letzten
Jahre regelmässig auf Publikatio-
nen und Artikel der ECOPOP hin.

Ich bin seit mindestens 25 Jahren
Mitglied der ECOPOP (und ihrer
vorherigen Organisation mit glei-
chen Zielen) und ich nahm hin
und wieder an ECOPOP-Anlässen
teil. Was die ECOPOP mit dieser
Volksinitiative nun betreibt, ist
Schaumschlägerei auf hohem Ni-
veau! Ich bin nun vor wenigen
 Tagen per sofort aus diesem Verein
ausgetreten! Ich werde deren
Volksinitiative weder unterschrei-
ben noch sonstwie unterstützen.
ECOPOP hat sich auch hehre Ziele
auf die Fahne geschrieben: «…ge-
gen Fremdenfeindlichkeit und
Rassismus» – wie sie verlauten las-
sen. Gut so! Ich bin jedenfalls ge-
gen jedwelche Heuchelei. Ende
der Durchsage!

Sobald der Unterschriftenbogen
unserer Eidg. Volksinitiative «Für
eine Stabilisierung der Gesamtbe-
völkerung» – nach der Publikation
im Bundesblatt – «startbereit» ist,
werden wir diesen allen unseren
Parteimitgliedern und Abonnenten
zustellen, mit der Bitte, diesen zu
unterzeichnen. Wir bitten um
noch etwas Geduld!

lichen Gesichtspunkten, sondern
(leider) sehr oft nach politischen
Opportunitäten entschieden.

Die SD-Initiative ist kein
Schnellschuss!  
Die leitenden SD-Organe und
Fachpersonen (die im Staatsrecht
«zuhause» sind), arbeiteten im
Verlauf eines Jahres einen eigenen
(zweckmässigen) Inititiativtext
aus, welcher die «Stabilisierung
der Gesamtbevölkerung» zum Ziel
hat. Unser Text ist kurz, allgemein
verständlich und kein Wischi-Wa-
schi. Es gab in den letzten Mona-
ten einige Kontakte mit ECOPOP-
Exponenten. Wir äusserten unsere
Bedenken betreffend der fehlenden
Einheit der Materie in deren Initia-
tivtext. Die ECOPOP-Herren wuss-
ten aber alles besser! Und diese
Leute sputeten sich in den letzten
Wochen – um so als erste einen
Unterschriftenbogen präsentieren
zu können.
Bekanntlich gewinnt nicht unbe-
dingt jene Seilschaft das «Wettren-
nen» am Berg, die als erste in die
Wand eingestiegen ist… Was auf
die ECOPOP-Truppe zukommt ist
zu vergleichen mit Bergsteigen
ohne Sicherungsseil!
Ich persönlich bin enttäuscht von
den Tricksereien der ECOPOP-

Die Meinung des Zentralpräsidenten…

Die ECOPOP-Vorstandsmit glieder nehmen
die Eiger-Nordwand in Angriff!

Markus Borner,
e. Grossrat,
SD-Zentral-
präsident, Basel

Eidgenössische Volksinitiative
für eine Stabilisierung der 
Gesamtbevölkerung
(Stabilisierungsinitiative)
Die Bundesverfassung wird
wie folgt ergänzt:
Art. 73a (neu)
Der Bund trifft Massnah-
men gegen die Übervölke-
rung der Schweiz.
Er sorgt für eine ausgegli-
chene Wanderungsbilanz
zwischen der Schweiz und
dem Ausland. 
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SD-DV in Suhr verlief
produktiv und gesellig…

Unter den musikalischen Klängen
eines Handörgelers (welcher auch
unserer Partei angehört!) trafen
sich am 26. März in Suhr (AG) fast
hundert SD-Delegierte aus der
ganzen Schweiz. Die Anwesenden
hiessen u.a. den Initiativtext der
Eidgenössischen Volksinitiative
«Für eine Stabilisierung der Ge-
samtbevölkerung» einhellig gut.
Zahlreiche Votanten gaben sich in
der Diskussion sehr zufrieden, dass
in dieser Angelegenheit von gros-
ser Tragweite endlich etwas unter-
nommen wird. 

Der während Jahrzehnten mit vie-
len Aufgaben in der Partei betraute
und in verschiedenen Parlamenten
sehr aktiv gewesene Dr. Jean-
Jacques Hegg, wurde per Akklama-

tion zum Partei-Ehrenmitglied er-
nannt. 
Unter anderem wurden auch die
bisherigen Parteileitungsmitglie-
der bestätigt, resp. mit neuen Auf-
gaben betraut: Markus Borner, SD-
Zentralpräsident (neu), Dr. Michel
Dupont, 1. Vizezentralpräsident
(neu), Rudolf Keller, 2. Vizezen-
tralpräsident (neu), dazu die weite-
ren Parteileitungsmitglieder: Chri-
stoph Spiess, Urs Müller, Dr. Dra-
gan Najman (alle bisher).
Den Aargauer Parteikolleginnen
und Parteikollegen unter der Lei-
tung von Urs Müller gebührt für
diesen reibungslos organisierten
Anlass ein herzliches Dankeschön!
Wir kommen gerne wieder…

Es ist unglaublich, dass sogar
 Grüne und Umweltschutzverbände,
nun nur noch dem Gegenvorschlag
zur «Familiengarteninitia tive» zu-
stimmen. Was ist hier geschehen?
Ein seltsames Gefühl  beschleicht
den Stimmbürger: Sind hier
Schmiergelder von Seiten der In-
teressenverbände geflossen? 
Zu den Fakten: Der Gegenvor-
schlag will lediglich 80 Prozent der
Gartenareale erhalten; das heisst
jeder fünfte Garten, bzw. jede
Grünfläche im Eigenbesitz, ver-
schwindet. «Enteignung» liegt voll
und ganz auf der linken politischen
Linie. Diesmal stimmen jedoch
auch «bürgerliche» Wirtschafts-
verbände in diesen fehlgeleiteten
Trend mit ein. Warum? Weil es der
Baubranche grundsätzlich völlig
egal ist, ob ein von ihr erstelltes
Objekt, wirtschaftlich rentiert oder
nicht. Sie ist die Marionette der
Bauherrschaft. 
Der sogenannte Gegenvorschlag
plus, ist ein salamitaktischer Trick,
bei dem es zunächst darum geht,
die Betroffenen, die kaum über
grössere Summen für spätere
 Gerichtskosten verfügen, zu «be-
ruhigen». 
Frage: Was geschieht eigentlich
mit dem seit Jahren viel zu
schlecht rentierenden und auf

mehreren Stockwerken, mit tau-
senden von Quadratmetern Ver-
kaufsfläche, allzu gigantisch ge-
bauten Stückiareal?
Hier wäre eine Umnutzung zu
Wohnraum nicht nur möglich,
sondern das einzig Vernünftige.
Neue Wohnhäuser wird es überdies
bald auch auf dem Areal des ehe-
maligen Kinderspitals am Klein-
basler Rheinufer geben. Abgesehen
davon gibt es in Basel einen be-
trächtlichen Teil von Einwohnern,
die älter sind und ihre Wohnungen
künden (müssen).
Die Bauaktivität im Bereich neuem
Wohnraum in Basel könnte somit
ins Überdimensionierte hinzielen!
Wenn man fragt, wieviel Neuzu-
wanderung wir in Basel noch ertra-
gen, um die Enge, aber auch die
Schönheit unserer Stadt, noch an-
genehm und stresslos erleben zu
dürfen, so kann nicht einmal der
SP-Baudirektor persönlich klare
Zahlen nennen. Konzeptlosigkeit
ist diesbezüglich leider zu attestie-
ren!
Deshalb am 15. Mai 2011 zwei
klare JA, sowohl zur «Familien-
garten initiative» als auch zum Ge-
genvorschlag und bei der Stichfra-
ge ein Kreuz zugunsten der Initia-
tive! 

Marcus Stoercklé jun., Basel

Jean-Jacques Hegg, Ehrenmitglied!
Dr. med. Jean-Jacques Hegg ist in
den vergangenen Jahrzehnten ei-
ner unserer grossen und wichtigen
Politiker gewesen. Er prägte unse-
re Partei sehr stark. Beruflich pro-
movierte er über Schmerzmittel-
missbrauch. 1964 erlangte er das
Diplom als Facharzt für Psychia-
trie FMH. Von 1965 bis 1992 war er
Mitarbeiter des Fliegerärztlichen
Institutes in Dübendorf. Als sol-
cher war er für die Auswahl ange-
hender Militär- und Swissairpilo-
ten mitverantwortlich. Seit 1993
widmete er sich hauptberuflich
seiner eigenen Arztpraxis. In der
Schweizer Armee war er Major.
1955 war Jean-Jacques Hegg
Schweizer Meister im 400-Meter-
Lauf. 1969 gründete er die Arbeits-
gemeinschaft für Sportpsycholo-
gie. Von 1974 bis 1982 war er der
Präsident der Schweizerischen Ge-
sellschaft für Sportmedizin.
Seine parlamentarische Laufbahn
startete er als Mitglied der Nationa-
len Aktion 1974 als Gemeinderat
von Dübendorf, ein Mandat, wel-
ches er mit Unterbrechungen bis
2004 innehatte. Von 1983 bis 1985
war er Mitglied des Nationalrates
und von 1987 bis 1991 gehörte er
dem Zürcher Kantonsrat an.
Immer wieder stellte er seine
Schaffenskraft in den Dienst unse-
rer Partei. Jean-Jacques Hegg war

von 1980 bis 1990 Chefredaktor
unserer Parteizeitung «Volk und
Heimat» und später «Schweizer
Demokrat». Bis heute hat er im-
mer wieder Artikel für unsere Zei-
tung redigiert. Unvergessen ist sei-
ne grosse Mitarbeit, wenn es dar-
um ging, unser Parteiprogramm
weiter zu entwickeln oder Volksini -
tiativen mitzutragen. Er verfasste
unter dem Titel «Biopolitik» ein
Buch über sein antiglobalistisches
und ökologisches Denken. Von
ihm stammen auch Artikel über
Sportmedizin, Sportpsychologie,
Ethnologie, Bevölkerungspolitik
und andere Themen.
Wir danken Jean-Jacques Hegg für
seine unermüdliche Arbeit für un-
sere gemeinsame Sache. Unter an-
derem durfte der sichtlich erfreute
Geehrte unter dem Applaus der
Delegierten eine Ehrenmitglied-
Urkunde der Partei der Schweizer
Demokraten entgegennehmen.

Abstimmung BS:

Keinen Kniefall vor Spekulanten!

Kanton Basel-Stadt
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Das schwere Erbe des Kolonialismus
in Nordafrika und im Nahen und Fernen Osten!

Niemand wird ernsthaft bestreiten,
dass die sogenannt entwickelten
Staaten schweres Unrecht auf sich
luden, als sie über Jahrzehnte, ja
gar Jahrhunderte die natürlichen
Reichtümer der sogenannten Ko-
lonialvölker ausbeuteten (und z.T.
noch ausbeuten!) und sogar Zehn-
tausende dieser Menschen als Skla-
ven verschleppten. Gar nicht zu re-
den von den ungezählten Todesop-
fern, die bei kriegerischen Hand-
lungen anfielen. Kriege, die als
Folge willkürlicher Staatenbildun-
gen, ohne Rücksicht auf kulturelle
Hintergründe, fast zwangsläufig
entstehen mussten. Die unbedach-
te, oftmals übereilte Entkoloniali-
sierung nach dem zweiten Welt-
krieg und die unheilvolle Rolle des
modernen Zionismus, trugen dann
unheilschwanger dazu bei, dass der
schwarze Kontinent, Arabien, Süd-
ostasien und Teile des Fernen
Ostens zu Krisengebieten wurden,
die noch immer Anlass zu sehr
ernsthaften Krisensituationen ge-
ben. Dazu kommen die Folgen des
Jahrzehnte dauernden «Kalten
Krieges» zwischen den Weltmäch-
ten mit ihren Stellvertreter-Krie-
gen und den enormen Ansprüchen
der hochzivilisierten USA an Ener-
gieträgern und wichtigen Rohstof-
fen für die moderne Technik. Und
im Hintergrund (Untergrund)
spielen die Anhänger einer «Neuen
Weltordnung» ihre unheilvolle
Rolle, indem sie immer wieder die
grösste Militärmacht unserer Zeit
für ihre Zwecke einspannen kön-
nen. Nachstehend habe ich Aussa-
gen aus jüngsten Zeitungsmeldun-
gen zusammengestellt, welche die
Richtigkeit des obigen Titels bele-
gen mögen.

Nordafrika
Dass die Machtablösung in Ägyp-
ten relativ glatt über die Bühne
ging, verdanken wir dem Rat der
Familienältesten der Kommandan-
ten der Panzerregimenter. Diese
hatten nämlich den Befehl von Mu-
barak und seinen Generälen erhal-
ten, die Grossdemonstration auf
Kairo’s Hauptplatz zusammenzu-
schiessen. Auf den Rat ihrer Fami-
lien gingen sie dann geschlossen
den Weg der Befehlsverweigerung
und veranlassten so Mubarak und
seine Gefolgschaft zum Einlenken.
Welche Rolle die neue Führung im
innerarabischen Dialog, im Ver-
hältnis zu Israel und den alten Ko-
lonialstaaten (USA, GB, F, etc.)
spielen wird, ist noch völlig offen.
Immerhin wurde eine Grossde-
monstration nach Mubarak’s Aus-

scheiden, in welcher echte Demo-
kratie gefordert wurde, brutal nie-
dergeknüppelt. Kein  gutes Omen
für die Zukunft!

Tunesien
Am 14. Januar 2011 wurde der tu-
nesische Diktator Ben Ali vertrie-
ben. Bereits vier Wochen später
zeichnet sich die Entstehung eines
muslimischen Gottesstaates ab
und der Flüchtlingsstrom Rich-
tung Europa bricht nicht mehr ab.
Im alten  Rotlicht-Viertel von Tunis
wurden Prostituierte auf der Stras-
se erschossen, resp. man(n) nahm
sie gefangen und schnitt ihnen an
Ort und Stelle die Köpfe ab. Tune-
sier machten Jagd auf Christen
und Juden. So wurde z.B. der pol-
nische Priester Marek Rybinskis
am 18. Februar mitten in Tunis ge-
köpft. Mehre jüdische Synagogen
wurden in Brand gesteckt.

Libyen
Über Jahrzehnte haben die westli-
chen Staaten wegen des Ölreich-
tums Libyens zu den üblen Spielen
des Diktators Gaddafi gute Miene
zum bösen Spiel gemacht. In den
aktuellen militärischen Auseinan-
dersetzungen tun sich die «Willi-
gen» der Kriegskoalition schwer,
um die Situation zu bereinigen.
Was aus diesem Prozess wird, ist
völlig ungewiss. Nach anfängli-
chem Versteckspiel der Amerika-
ner hat nun die NATO das Kom-
mando übernommen. Unwillkür-
lich kommen einem die Erklärun-
gen der USA von 2008 in den Sinn,
die an einer Konferenz an der
NATO-School in Oberammergau
gemacht wurden:
– Die NATO muss darauf einge-

stellt werden, die Energieversor-
gung präventiv mit militärischen
Mitteln zu sichern;

– Die mittelöstlichen Ölvorkom-
men wurden als «our oil» (unser
Öl) bezeichnet und erklärt:
«…we take care of the big gol-
den eggs and we know where
they are». (...wir kümmern uns
um die grossen goldenen Eier

und wir wissen, wo diese liegen.)
– Die Sicherung der Energiever-

sorgung wird zum militärischen
Selbstzweck erklärt und verspro-
chen, die Beute mit seinen «Va-
sallen» gerecht zu teilen.

Zudem ist dieser neue Krieg ganz
offensichtlich der nun gewählte
Weg aus der Finanzkrise. Noch vor
einem Monat erklärte ein Finanz-
berater der US Regierung (Parag
Khanna) auf die Frage, ob die USA
das Schuldenproblem lösen werde,
ganz klar mit Nein, und es wird
keinen Staatsbankrott geben, aber
der Wert der Schulden wird verrin-
gert werden müssen, sei es durch
einen Handelskrieg oder einen
echten Krieg. Unsere Schulden
sind unbezahlbar geworden.
Zudem muss auffallen, wie hem-
mungslos das FED (US-amerikani-
sche Notenbank) die Inflation, d.h.
die Geldentwertung vorantreibt,
indem immer wieder neu Hunder-
te von Milliarden Dollar aus dem
Nichts geschaffen werden.

Naher und Ferner Osten
Es hiesse «Wasser in die Aare tra-
gen», würde man hier nochmals
die Leidensgeschichte des Irak, Af-
ghanistans, Vietnams und vieler

anderer ehemaliger Kolonien auf-
rollen. Erinnert sei lediglich an
den Opiumkrieg gegen China und
die schrecklichen Verbrechen ge-
gen die Zivilbevölkerung von Hiro-
shima und Nagasaki. Dies dürfte
genügen, um die moralische Last
der Schuld gegenüber diesen Völ-
kern zu skizzieren.

Der schwarz-afrikanische Kontinent
ist über die neoliberale Globalisie-
rung erneut kolonialisiert worden.
Nicht nur sind systematisch die au-
tochthonen Kulturen vernichtet
worden, die afrikanischen Ressour-
cen werden nach wie vor schamlos
ausgebeutet. Weltbank und IWF
spielen dabei eine traurige Rolle.
Offenbar sind ihnen die Millionen
von Arbeitslosen und die hungern-
den Menschen völlig gleichgültig.
Es ist vorauszusehen, dass die Fol-
gen für die alten Kolonialstaaten,
die heutigen sogenannten Erst-
weltländer, dramatisch sein wer-
den. Zu denken ist etwa an die Mi-
grationsflut und/oder die Blockie-
rung der natürlichen Ressourcen
durch die neuen Machthaber.
Die Lunte am Pulverfass kann
sich jederzeit entzünden!

Hans Spitz, Köniz

Um Oel geht’s – und nicht um
Menschenrechte!

Testament
Liebe Freunde und Förderer der Schweizer Demokraten
Oft wird zu Lebzeiten nicht daran gedacht, die Erbschaft zu regeln. In
diesem Fall tritt der Staat als Erbe auf, wenn sich sonst keine Erben
melden. Die Schweizer Demokraten sind auf Ihre finanzielle Unter-
stützung dringend angewiesen. Nur so können wir unseren unermüd-
lichen Einsatz für Volk und Heimat mit etwas weniger Geldsorgen
weiterführen.
Möchten Sie die Schweizer Demokraten in Ihrem Testament begün-
stigen, sollten Sie daran denken, dass Ihre letztwillige Verfügung
handgeschrieben und gar noch von einem Notar beurkundet wird. 
Ihr Text könnte wie folgt aussehen:

«Testament
Hiermit bestimme ich die

Schweizer Demokraten (SD)
Postfach 8116

3001 Bern
zu meinen Erben.»

Ort, Datum Unterschrift
Natürlich können Sie den Schweizer Demokraten auch einzelne
 Besitzgegenstände hinterlassen. Falls weiteren Erben bedacht wird,
würde dies den Schweizer Demokraten einen Teil Ihres Vermögens zu-
sichern.
Jederzeit können Sie Ihr Testament ändern, falls Sie keinen Erbver-
trag abgeschlossen haben. Das handgeschriebene Testament können
Sie zu Hause verwahren oder bei einem Notar hinterlegen. So hätten
Sie die Garantie, dass Ihre letztwillige Verfügung nicht abhanden-
kommt, sondern auch berücksichtigt wird.
Wir danken Ihnen sehr für Ihr Vertrauen und für Ihre Unterstützung!

Ihre Schweizer Demokraten
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Suite en page 14

Le phénomène Marine Le Pen
Marine Le Pen fait main basse sur la droite

C’est le phénomène politique du
moment: la présidente du Front
National progresse dans tous les
sondages et tire un profit maximal
de la déception suscitée par Nico-
las Sarkozy.
Ces lettres ne sont pas passées ina-
perçues. Décembre 2010: Marine
Le Pen dresse un parallèle avec
l’Occupation pour dénoncer les
«prières de rue» de certains mu-
sulmans. La tempête médiatique,
intense, s’arrête aux portes du siè-
ge national de l’UMP. Où de nom-
breux militants du parti majoritai-
re envoient aussitôt des courriers
pour dire qu’ «elle a raison», en les
accompagnant parfois de leur carte
d’adhérent découpée. 
Le phénomène est suffisamment
marquant pour que Jean-François
Copé, devenu secrétaire général
trois semaines plus tôt, décide de
téléphoner lui-même à quelques-
uns de ces militants en colère.
Dans la foulée, une enquête de
 l’Ifop indiquera que 54% des sym-
pathisants UMP approuvent les
propos de Marine Le Pen.

Des lettres, et des chiffres. Selon la
moyenne des sondages d’intenti-
ons de vote pour la prochaine élec-
tion présidentielle, ils sont, en oc-
tobre 2010, 7% parmi les électeurs
de Nicolas Sarkozy en 2007 à vou-
loir voter pour Marine Le Pen; en
janvier 2011, ils sont 11%; en fé-
vrier, 18%; en mars, 21%. Et c’est
ainsi que la présidente du Front
National progresse dans l’opinion,
l’extrême faiblesse du chef de l’Etat
n’ayant d’égale que la calamiteuse
performance des socialistes. 

«Ce n’est pas bonnet blanc, 
blanc bonnet avec son père»
L’impuissance des partis de gouver-
nement à combattre les idées du
FN s’accompagne d’une dédiaboli-
sation de la personne de Marine Le
Pen, phénomène certes contesté,
mais réel. «Il est difficile de diabo-
liser le bon sens, affirme Jean-Ma-
rie Le Pen. Moi, j’étais étiqueté. Du
coup, Marine reprend les voix de
l’UMP en défendant son propre
programme, celui que Sarkozy
avait [emprunté] au FN. Ce sont les
vases communicants.»

alors que Jean-Marie Le Pen n’est
plus là.»
Au cours d’un déjeuner avec des
parlementaires UMP, le 28 février,
Sarkozy affirmait ne pas sentir me-
nacé par Marine Le Pen. «Une fille
à papa, qui n’a jamais rien fait»,
ajoutait-il, le 10 mars, devant
l’équipe dirigeante de l’UMP. Il y a
pourtant un problème: c’est le pou-
voir qui se piège désormais lui-mê-
me, ce qu’attestent deux exemples
récents. 

Le Pen capte les déçus du 
sarkozysme
Dans son fameux discours de Gre-
noble, le 30 juillet 2010, Nicolas
Sarkozy avait, disait-il, «pris ses re-
sponsabilités» et demandait que la
nationalité française soit retirée à
«toute personne d’origine étrangè-
re qui aurait volontairement porté
atteinte à la vie de toute personne
dépositaire de l’autorité publique».  

Dans la foulée, Le Figaro publie un
sondage Ifop: 70% des personnes
interrogées, 88% des sympathi-
sants de l’UMP et 94% des proches
du FN approuvent la mesure. Une
attente est ainsi suscitée, qui sera
vite déçue. Le 8 mars, le gouverne-
ment recule, avec cette justificati-
on: «moins d’une personne par an»
serait concernée. 
L’autre exemple est fourni par le
débat sur l’islam, pardon, sur la
laïcité: s’il est d’emblée vicié, c’est
d’abord parce qu’il a été précédé
d’une autre manœuvre de l’exécu-
tif, qui a viré au fiasco – le débat de
2010 sur l’identité nationale.  
Dans les enquêtes confidentielles
du gouvernement effectuées juste
avant le remaniement, trois thè-
mes expliquaient la colère de l’opi-
nion: la place de l’islam, mais aussi
l’affaire Alliot-Marie, notamment
en ce qu’elle portait atteinte à

Un conseiller de l’Elysée pointe la
difficulté: «Non, ce n’est pas bon-
net blanc, blanc bonnet avec son
père. Quelqu’un de raisonnable
pourrait signer des parts entières
du discours de Marine Le Pen.»
Pour un peu, ce sont des élus de
l’UMP (Chantal Brunel, qui suggé-
rait, le 8 mars, de «remettre dans
les bateaux» les immigrés «qui
viendraient de la Méditerranée»)
qui remplaceraient le FN sur le ter-
rain du dérapage verbal.  
Confusion des repères, confusion
des frontières. La présidente du
FN, qui a appelé ouvertement, le 11
mars, les électeurs de l’UMP à la
rallier, assure avoir rencontré ré-
cemment deux députés de la majo-
rité et fixé trois autres rendez-vous
pour le lendemain des cantonales.
«Ils disent que Sarkozy n’est plus
capable de les faire gagner. On dis-
cute, c’est tout», explique-t-elle. 

Des frontières poreuses
La forte porosité des électorats
prouve aussi à quel point les digues
sont en train de sauter. En 1988,
après que Jean-Marie Le Pen a ob-
tenu 14,4% de voix à la présiden-
tielle, Charles Pasqua déclare à Va-
leurs actuelles que «le FN se récla-
me des mêmes préoccupations, des
mêmes valeurs que la majorité». 
La présentation des chambres à gaz
comme un «détail» de la Seconde
Guerre mondiale, l’affaire de la
profanation du cimetière de Car-
pentras en 1990 puis l’attitude de
Jacques Chirac mettant un terme
aux tentations d’une partie de sa
majorité de sceller des accords lo-
caux avaient freiné l’attraction du
FN pour une part de l’électorat de
droite.
L’actualité de ces dernières années
s’est chargée de rapprocher les
deux bases. «Le problème de l’UMP,
c’est la popularité de Marine chez
ses électeurs, note un proche de la
présidente du FN. Elle est débar-
rassée des casseroles antisémites
de son père et se trouve en adéqua-
tion avec ce qu’ils attendent. Il y a
une fracture entre la direction lé-
gale du parti sarkozyste et le mili-
tant réel, qui ne comprend pas
qu’il ne puisse pas y avoir un dialo-
gue, ne serait-ce que du respect,

 l’image de la France, et la justice,
considérée comme laxiste ou inef-
ficace après le meurtre de Laëtitia,
en Loire-Atlantique.  
Trois sujets capitaux aux yeux de
cet électorat aux frontières de la
droite et de l’extrême droite, trois
sujets qui se trouvent tous être di-
rectement liés à l’action du prési-
dent – auxquels s’ajoute un facteur
de mécontentement récurrent qui
le concerne tout autant, celui des
promesses non tenues. L’envol de
Marine Le Pen résulte avant tout
d’une déception à l’égard du chef
de l’Etat.  

Marine Le Pen
Marine Le Pen est née le
5/8/1968. Si elle devient prési-
dent de la République en 2012,
elle aura 43 ans au début de son
mandat, et 48 ans à la fin, en
2017.
Benjamine des 3 filles de Jean-
Marie Le Pen, mère de 3 enfants,
Marine Le Pen est avocate de
profession.
Elle exerce les mandats de dépu-
tée européenne, de conseillère
municipale d’Hénin-Beaumont
et de conseillère régionale  
d’Île-de-France.
Depuis fin 2007, Marine Le Pen
est – avec Bruno Gollnisch –
 l’une des deux vice-présidentes
exécutive du Front National.
 Elle y est en charge des affaires
intérieures.
Si idéologiquement Marine Le
Pen se positionne en digne héri-
tière politique de son père, elle
s’efforce de donner au FN une
image moins caricaturale et plus
«fréquentable». Elle a gommé de
son discours les excès et provo-
cations dont Jean-Marie Le Pen
s’était fait une spécialité.
Marine Le Pen est ouvertement
candidate à la succession de
 Jean-Marie Le Pen à la tête du
Front National en 2010. En cas
de succès, elle sera sans aucun
doute candidate à la Présiden-
tielle de 2012.
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«Il ne fait rien, il s’enfonce; 
il bouge, il s’enfonce»
Les intuitions de ce dernier sur le
FN remontent pourtant loin. Le
vendredi 19 avril 2002, Nicolas Sar-
kozy, de retour de son dernier mee-
ting de la campagne présidentielle,
à Orléans, avance un pronostic:
«La France est à droite, on le verra
dimanche. Et dire qu’on prétendait
que l’on gagnerait au centre!»
Deux jours plus tard, c’est le 21 av-
ril… Animé par la même convicti-
on en 2007, il réussit alors à «si-
phonner» l’extrême droite de ma-
nière magistrale. Aujourd’hui, c’est
l’effet boomerang: le voilà en mê-
me temps accusé de faire monter
Marine Le Pen et menacé d’être éli-
miné par elle. «Il est dans les sables
mouvants: il ne fait rien, il s’enfon-
ce; il bouge, il s’enfonce», se ré-
jouit la présidente du FN, qui mo-
que le «parcours touristique du
chef de l’Etat entamé au Puy-en-
Velay», à l’initiative de Patrick
Buisson, «le magicien d’hier dont

on ne voit aujourd’hui que les ficel-
les». 
Le conseiller officieux du prési-
dent, que Marine Le Pen a croisé
en 2007, puisqu’elle avait assisté au
déjeuner entre son père et le poli-
tologue, est aujourd’hui au cœur
de la polémique sur la stratégie de
Nicolas Sarkozy. S’il revendique
d’avoir suggéré au chef de l’Etat de
visiter des lieux de mémoire de
l’histoire chrétienne de la France,
il conteste formellement avoir in-
itié le débat sur l’islam, de même
qu’il rejette tout soupçon de pous-
ser le FN pour éliminer le PS. «S’il
n’y a pas un affrontement entre
droite et gauche au second tour de
2012, le prochain mandat de Nico-
las Sarkozy sera dépourvu de
sens», confie-t-il à L’Express.  
Le doute qui a gagné la majorité
s’étend à l’ensemble des choix pré-
sidentiels. «La reconduction de
François Fillon à Matignon donne
l’occasion à Marine Le Pen d’incar-
ner la rupture, notamment sur le
social et le pouvoir d’achat», déplo-
re un ancien ministre. Le projet de
suppression de l’ISF, avant même
que la crise économique soit ter-

Guy Mettan, lorsqu’il était prési-
dent du Grand Conseil, s’était per-
mis sans consulter même les mem-
bres de son bureau de tenir des
propos pro-Kadhafi inacceptables.

Alors que deux citoyens suisses
avaient été kidnappés par les sbires
de Kadhafi et retenus en otage dans
un lieu secret, alors que Kadhafi
demandait à tous les musulmans
s’entamer une guerre sainte contre
la Suisse, alors que Kadhafi avait
appelé à la destruction de la Suisse
et son démembrement, le premier
citoyen du Canton qu’était alors
Guy Mettan s’était fait l’avocat du
bourreau du peuple libyen et avait
insisté sur la prétendue excellence
des liens qui unissaient la Suisse et
la Libye!

Pour qu’une pareille honte soit ré-
parée, le MCG a demandé que ces
propos pro-kadhafi soient retran-
chés du mémorial du Grand Con-
seil. Afin que les générations futu-
res puissent constater que le Grand
Conseil n’a pas cautionné ces pro-
pos amicaux tenus par son prési-
dent en faveur du boucher de Tri-
poli.
Malheureusement, la majorité des
députés a rejeté cette demande du

MCG, préférant couvrir Guy Met-
 tan qui, en d’autres temps, aurait
tout simplement été considéré
comme un traître à la patrie.

Les Citoyens Genevois savent
maintenant qui défend l’honneur
du canton et qui l’avilit.

Eric Stauffer, président du 
Mouvement Citoyens Genevois

Roger Golay, vice président
du Mouvement Citoyens Genevois

Affaire Kadhafi: une honte 
de plus pour Genève!

Le Grand Conseil couvre les propos honteux du pro-kadhafiste Guy Mettan
Le Conseil d’Etat, en engageant
des frontaliers comme auxiliaires
de police armés, dépasse toutes les
bornes.
Le Mouvement Citoyens Genevois
a appris avec consternation par la
presse que des auxiliaires de police
étrangers avaient été engagés par
Mme Isabel Rochat. Dans la lignée
du type de gestion des magistrats
PLR, dont on vient de voir un ex-
emple catastrophique avec le scan-
dale des villas louées à vil prix par
le DCTI, Mme Rochat surenchérit.
Non contente d’engager des fronta-
liers dans la fonction publique, elle
les arme et leur octroie un poste
d’autorité!
Le MCG a constamment soutenu
que les résidents genevois devaient
être embauchés en priorité dans
l’administration publique. En ou-
tre, les postes d’autorité doivent
être réservés aux seuls citoyens
suisses. Il n’est pas acceptable que
des personnes qui exercent une au-
torité sur la population soient de
nationalité étrangère. Cela est enco-
re plus vrai lorsqu’ils s’agit de per-
sonnes exerçant des tâches de poli-
ce, dépositaires de la force publique
et armés. Le bras armé de l’Etat doit
être suisse. Maintenir l’ordre, ré-
 primer les crimes et les délits font
partie des tâches régaliennes de

l’Etat, qu’il ne peut déléguer qu’à
ses nationaux. Ce dérapage de Mme
Rochat est particulièrement grave.
N’oublions pas que si les policiers
sont armés, c’est pour se protéger
et protéger la population. 
Ils disposent donc du droit légal de
tuer si nécessaire. Il est inadmissi-
ble que ce droit soit octroyé à des
ressortissants étrangers.
Le MCG demande solennellement à
Mme Rochat et au Conseil d’Etat de
cesser cette pratique inacceptable,
consistant à déléguer à des person-
nes de nationalité étrangère une
des tâches fondamentales de l’Etat,
celui de protéger, au besoin par la
force, les biens et les personnes. Les
résidents de Genève ne supportent
pas l’idée que des étrangers puis-
sent user de la force à leur égard
dans cette tâche d’autorité. Nous
avons même reçu des courriers de
nombreuses personnes disant
qu’elles n’obtempéront pas à des
injonctions d’étrangers, ne serait-
ce que pour un contrôle d’iden tité.
Cette sottise invraisemblable doit
être réparée de toute urgence. Il en
va de la dignité de la police, de son
efficacité et de l’image qu’elle offre
à la population.

Soli Pardo, Membre du Bureau 
directeur du MCG, Constituant

Eric Stauffer, président du MCG

Frontaliers engagés à la police

La ligne rouge est doublement
franchie!

minée, en inquiète d’autres, car le
FN concentre une bonne part de
son attention sur les victimes du
«capitalisme mondialisé», amélio-
rant ainsi sa cote parmi les classes
moyennes. 
A la peur du déclassement, moteur
de la montée du populisme dans
plusieurs pays européens, s’est
 ajoutée, ces dernières semaines, la
crainte de nouveaux flux migratoi-
res, provoqués par les révolutions
arabes. Très vite, Marine Le Pen a
décidé de se rendre sur l’île de
Lampedusa, où arrivent des clan-
destins venus de Tunisie et, peut-
être, de Libye. C’est dans ce contex-
te tendu qu’auront lieu, les 20 et 27
mars, les cantonales.   
En 2004, le FN avait obtenu 12,1 %
des voix et s’était maintenu au se-
cond tour dans 276 cantons. En
raison de la faible participation an-
noncée et du relèvement du seuil
de 10 à 12,5 % des inscrits, il lui
sera plus difficile de se qualifier le
20 mars au soir. Une étude de
 l’Ifop pour La Lettre de l’opinion a
identifié 198 cantons (sur les 1450
où il a un candidat) dans lesquels le
FN pourrait parvenir au second

tour, essentiellement dans le Sud-
Est et dans le Nord – Pas-de-
Calais. 
Ce sont surtout les reports de voix
de la droite, là où elle aura été éli-
minée, qui seront auscultés à la
loupe. L’UMP a une hantise: que fe-
ront ses électeurs en cas de duel
FN/PS, auxquels l’Elysée s’attend
dans plusieurs cantons? Renaud
Muselier, député des Bouches-du-
Rhône, a demandé plusieurs fois
quelle serait la consigne. Réponse
au soir du premier tour, a répondu
Jean-François Copé.

Mais des personnalités du mouve-
ment, de la ministre Nathalie Kos-
ciusko-Morizet au président du Sé-
nat, Gérard Larcher, ont déjà appe-
lé à choisir le socialiste. Marine Le
Pen prévient: «Si l’UMP appelle à
voter contre nous, je donnerai
pour consigne de faire battre tous
les candidats de droite aux législa-
tives de l’an prochain.» Tout en es-
pérant prouver ainsi la réalité de la
collusion «UMPS», susceptible, se-
lon elle, de lui fournir de nouveaux
contingents d’électeurs venus de la
droite pour les batailles de 2012.
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Flüchtlingsmisere: Die Lösung!
Laut einer Studie verschiedener
ausländischer Organisationen
steht die Schweiz, was den Um-
gang mit Ausländern betrifft, euro-
paweit nur auf dem 23. Rang. Be-
schämend ist, dass Rumänien,
Griechenland und Italien in den
Augen der Studienverfasser noch
vor der Schweiz liegen! Was ist also
zu tun, damit beispielweise Wirt-
schaftsflüchtlinge in Zukunft nicht
einen grossen Bogen um unser
Land machen und sich besser klas-
sierte Gastländer aussuchen?
Ganz einfach: Wirtschaftsflüchtlin-
ge werden ab sofort nicht mehr in
unpersönlichen Asylzentren unter-
gebracht, sondern privat, bei Be-
fürwortern des Asylwesens. Indem
Letztere die Kosten für den Le-
bens unterhalt der Wirtschafts-
flüchtlinge aus eigener Tasche be-
rappen, beweisen sie, dass sie nicht
nur fordern und die Kosten auf den
Steuerzahler abwälzen wollen.

Wenn aber nicht genug Wirt-
schaftsflüchtlinge vorhanden sind,
um die Nachfrage zu befriedigen?
Ganz einfach, Gastgeber mit Töch-
tern im heiratsfähigen Alter erhal-
ten prioritär einen Flüchtling zu-
geteilt. Denn Wirtschaftsflüchtlin-
ge aus anderen Kulturkreisen las-
sen sich durch Heirat mit einer
Schweizerin viel besser integrie-
ren. 
Im Rahmen dieser Aktion könnte
auch unsere Aussenministerin
 Calmy-Rey – einem Paradiesvogel
gleich – mit einem Kamerateam zu
den Verfassern der genannten Stu-
die eilen, sich für deren wertvolle
Erkenntnisse bedanken und die
vorgenommenen Verbesserungen
erläutern. Als Beweis des Gesin-
nungswandels sollte sie nicht ver-
säumen, stolz lächelnd, den von
ihr privat aufgenommenen Wirt-
schaftsflüchtling vorzustellen.

Otto Weiersmüller, Uetikon
Im Nahen Osten nicht Partei!

Einer Notiz von weniger als 20
Druckzeilen in der Tagespresse
entnahm man, dass das Territori-
um, respektive die Souveränität
der Schweiz von einem britischen
Konvoi mit Militärfahrzeugen und
von überfliegenden Militärflugzeu-
gen verletzt wurde; dies unter Be-
rufung auf unsere UNO-Mitglied-
schaft. Es wird erwähnt, dass der
Bundesrat im sicherheitspoliti-
schen Bericht von 2000 festgehal-
ten habe, es sei wichtig, dass sich
die Neutralität nicht zum Hinder-
nis für unsere Sicherheit entwick-
le. Die Verfasserin dieser Zeilen
sieht im Gegenteil in der heutigen
Haltung des Bundesrates ein gros-
ses Hindernis für unsere Sicher-
heit!

Wir sind nicht Partei im traurigen
Geschehen im Nahen Osten; wir
sind unbeteiligte Beobachter. Für
unser Empfinden ist Neutralität
nicht «beweglich», sondern etwas
Verbindliches, solange wir nicht
Partei eines Geschehens sind. Des-
halb gibt es für uns Schweizer Bür-
ger nur eine Folgerung: Austritt
aus der UNO mit all den «Verpflich-
tungen», die den Stimmbürgern
im Detail nie bekannt gemacht
worden sind…
Wir sind souveräne Bürger dieses
Landes und wir wollen über unser
Geschick selber verfügen und uns
nicht zu Handlungen verpflichten
lassen, über die wir nie befragt
worden sind…

Ruth Weber, Andeer

Benehmen von Gaddafi ist «normal»
Ich wundere mich, wieso der Bun-
desrat so erstaunt ist, wie sich Gad-
dafi benimmt. Dass dieser Mann
nicht zurechnungsfähig ist, sollte
man doch wirklich wissen. Ich er-
innere mich noch sehr gut daran,
als in den siebziger Jahren des letz-
ten Jahrhunderts ein Flugzeug mit
dem Staatschef von Sudan (übri-
gens ein Staat mit überwiegend is-
lamischer Bevölkerung) über dem
Mittelmeer und weit vom liby-
schen Hoheitsgebiet entfernt von
Kampfjets abgefangen und nach
Libyen entführt worden ist. Mit
 einem Diktator, der sich nicht
scheut, den Staatschef eines an-
dern Staates zu kidnappen, sollten
wirklich keine wirtschaftlichen

oder politischen Beziehungen un-
terhalten werden. Ich verstehe
auch nicht, wieso Europa und die
USA immer so vor den arabischen
Oelstaaten zittern. Oel besitzen
noch sehr viele andere Staaten,
z.B. Russland, Nigeria, Venezuela,
Mexiko und nicht zuletzt die USA
selber, um nur einige wenige zu
nennen. Die USA besitzen riesige
Oelreserven, die sie aber schlauer-
oder perfiderweise praktisch nicht
ausbeuten; sie kaufen das Oel lie-
ber auswärts. Wenn dann einmal
die Oelreserven weltweit ausge-
schöpft sind, können die USA jeden
Preis für ihr Oel verlangen – die
übrige Welt müsste ihn bezahlen.

Dragan Najman, Baden

Problem ist die Einwanderung!
Ende Januar stellte Bundesrätin
Doris Leuthard ein neues Raum-
planungskonzept des Bundes vor.
Hauptziel sei eine bessere Nutzung
des Bodens und die Bewahrung
von Grünräumen, hiess es.
Eigentlich ist es ja sehr erfreulich,
dass endlich von höchster Stelle
aus festgestellt wird, dass die Zer-
siedelung von unserem kleinen
Land endlich gestoppt werden
muss. Nur kommt diese Einsicht
50 Jahre zu spät. Und eigenartig
ist, dass über alles diskutiert und
geschrieben wird, aber das Haupt-
problem – die Einwanderung –
fröhlich übergangen wird. Wann
haben die Politiker endlich den
Mut, dieses Problem zu lösen? Alle
gut gemeinten Vorsätze fruchten
nichts, wenn hier nichts Entschei-
dendes getan wird. Jährliche Ein-
wanderungszahlen in der Grössen-

ordnung von 80’000 bis 100’000
Menschen können einfach nicht so
hingenommen werden. Der Kol-
laps kommt früher oder später,
und je schneller gehandelt wird,
desto besser! Es kann doch nicht
sein, dass alles aus den Nähten
platzt – überfüllte Züge, Strassen,
die bald nicht mehr befahrbar sind,
Milliarden für die Infrastruktur zu-
lasten der Steuerzahler! Wollen
wir eine Schweiz für Schweizer
oder eine Multikulti-Gesellschaft,
die nicht mehr überblickbar und
nicht mehr zu bändigen ist? Nega-
tivbeispiele in gewissen Ländern
gibt es ja genug. Ein Riesenfehler
ist m.E. der freie Personenverkehr.
Für ein so kleines und attraktives
Land wie die Schweiz ist dieser
sehr fragwürdig und sollte unbe-
dingt neu überdacht werden.

Max Hess, Effretikon

Leserbriefe

Grossvater väterlicherseits ackerte
noch mit Kühen vor dem Pflug.
Doch hatte er Mühe, sich wirt-
schaftlich durchzubringen. Neben-
bei war er Wirt, Gemeindeförster
und Aufseher in der Strafanstalt
Lenzburg. Gezwungenermassen
wechselte er als Werkmeister zu
Bally in Schönenwerd. Unser Hei-
matdorf – typische alemannische
Siedlung – jedes Bauernhaus mit
eigenem Brunnen und eigener
Quelle, strohgedeckten Dächern –
ist jetzt peinlich geputzter Wohn-
ort ohne Miststöcke.
Ich selbst ging an mehreren Orten
des Aargaus zur Schule, erinnere
mich an die erste elektrische Loko-
motive und an das Elektro-Auto
des Arztes, an die Dampfwalzen,
welche die Strasse nach Aarau
walzten. Neunjährig, zügelten wir
in das langgestreckte Fricktaler
Bauerndorf Möhlin, mit noch un-
geteerten Strassen, Wässermatten
(aus maria-theresischer, vorder -
österreichischer Zeit), strohge-
deckten, riesigen Dächern. Auch
dort ist jetzt alles anders. Einst war
die riesige Endmoräne mit dicker
Löss-Schicht die Kornkammer der
Nordschweiz, tiefgründig, ohne
 irgendeinen Steinbrocken. Die
noch zahlreichen Bauern pflügten
mit Pferden, ihre Söhne stellten
 eine Kavallerie-Schwadron. Heute
bewirtschaften nur wenige Aus-
siedler mit Traktoren riesige Flä-

chen. Doch in Dorfnähe wird prot-
zig immer höher gebaut, entste-
hen Blöcke auf fruchtbarem Bau-
ernland. Dies unter einem SVP-Ge-
meindeammann. Bis zum Jahr
2035 (also in Bälde!) erwartet man
im Aargau 140000 zusätzliche Ein-
wohner (+23%). Da wollen natür-
lich SVP-Dorfmagnaten mithalten!
Einzig der Bauernverband schlägt
halbpatzige Massnahmen vor:
Noch verdichteteres und höheres
Bauen!
Kaum jemand – ausser unsere Par-
tei – käme auf die Idee, die Ein-
wanderung zu beschränken. So
sind wir immer noch die einsamen
Rufer in der Wüste. Für mich –
jetzt 92-jährig, im Dampfzeitalter
Kind gewesen – ist die Schweiz
stark verändert. Auf Bildern, wie in
Schillers Tell: «Wie ein Garten ist
das Land zu schauen». Nur wenn
wir unsere Wolkenkratzer ausblen-
den. Wir haben uns – Jahrzehnte
vor den «Grünen» – für unser
Land eingesetzt. Alle Regierungs-
parteien – und auch die Grünen –
vernachlässig(t)en sträflich und
verkennen  völlig die Probleme der
Einwanderung und was neu hinzu-
kommt: Die Islamisierung! Ohne
Einwanderung würden wir auch
keine Atomkraftwerke benötigen.
Wunsch an unsere Partei: Sich
 wieder mehr mit den eigentlichen
Exis tenzfragen beschäftigen.

Robert Berner, Rheinfelden

Völlig verwandelte Schweiz…
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SD lancieren Initiative zur Stabilisierung
der Gesamtbevölkerung!

Die Schweizer Demokraten (SD)
haben heute anlässlich ihrer or-
dentlichen Delegiertenversamm -
lung in Suhr/AG eine Eidgenössi-
sche Volksinitiative zur Stabilisie-
rung der Gesamtbevölkerung be-
schlossen und reagieren somit mit
einem ökologisch ausgerichteten
Volksbegehren auf den überall im-
mer stärker werdenden Bevölke-
rungsdruck.

Gemäss Initiativtext soll der Bund
Massnahmen gegen die Übervölke-
rung treffen und für eine ausgegli-
chene Wanderungsbilanz zwi-
schen der Schweiz und dem Aus-
land sorgen. Auf konkrete Zahlen
verzichtet die Initiative. Weder
wird eine Bevölkerungsobergrenze
genannt, noch ein Zeitraum defi-
niert, der für die Wanderungsbi-
lanz gelten soll. Mit ihrem neuen

Volksbegehren reagieren die SD
auf den immer spürbareren Bevöl-
kerungsdruck in der Schweiz. Im
letzten Jahrzehnt hat die Bevölke-
rung um eine halbe Million auf
heute 7,8 Millionen Menschen zu-
genommen. 500 Menschen leben
durchschnittlich pro bebaubarem
Quadratkilometer. Die Schweiz ist
damit eines der dichtest bevölker-
ten Länder der Welt. Allein im Jahr
2009 seien gut 100’000 Personen
mehr ein- als ausgewandert, halten
die SD fest und verweisen auf über-
füllte Züge, Wohnungsnot in den
Ballungszentren, die Zersiedelung
der Landschaft oder den steigenden
Energieverbrauch. Die SD sehen in
der Übervölkerung der Schweiz die
wesentlichste Ursache der Umwelt-
belastung und bedauern, dass so-
wohl Bürgerliche wie auch Linke,
bisher, infolge ihrer Wachstums-

gläubigkeit, sich auch nicht in der
Bevölkerungsfrage zu einem Um-
denken durchringen konnten.

Markus Borner 
neu SD-Zentralpräsident
Anstelle des Ende 2010 überra-
schend verstorbenen Ueli Brasser
wurde einstimmig neu Markus
Borner aus Basel als SD-Zentral-
präsident gewählt. Markus Borner
ist ehemaliger Grossrat in Basel-
Stadt und führt zudem die kanto-
nalen SD. Als erster Vizepräsident
wurde Dr. Michel Dupont, Pully,
bestätigt. Neu amtet der ehemalige
SD-Nationalrat Rudolf Keller aus
Frenkendorf als zweiter Vizepräsi-
dent. Allgemein herrschte an der
SD-Delegiertenversammlung gros-
se Aufbruchstimmung.

Bernhard Hess, e. Nationalrat,
SD-Geschäftsführer

Resolution der SD Schweiz 

Für einen schrittweisen Ausstieg
aus der Atomenergie!

Für die Schweizer Demokraten
stellen Aromkraftwerke – nicht
erst auf Grund der folgenschweren
Atomkatastrophe in Japan – ein
 Sicherheitsrisiko dar. Das Verant-
wortungsgefühl gegenüber der All-
gemeinheit und den zukünftigen
Generationen gewichten die
Schweizer Demokraten höher als
kurzfristiges Gewinnstreben und
Wachstum. Kernkraftwerke sind
ein zu grosses Risiko mit unkal-
kulierbaren Gefahren für Mensch,
Natur und Umwelt. Es ist längst
Zeit, Alternativen zur «Atomener-
gie» aufzuzeigen und diese schleu-
nigst umzusetzen.
Das Verheimlichen der Kernkraft-
werkverantwortlichen, wie die Be-
völkerung vor Gefahren, wie der
Störfallvorsorge bei Kernkraft-
werk-Betriebsunfällen, gewarnt
und geschützt wird – ist mehr als
eine Unterlassung. Dies ist gar 
ein verantwortungsloses Verhalten
und im höchsten Masse zynisch.

Fakt ist: Ein überwiegender Teil
unserer Bevölkerung hat das Ver-
trauen in unsere Kernkraftwerk-
Technik verloren. Die Schweizer
Demokraten weisen darauf hin,
dass auch der atomare Abfall von
diesen Kernkraftwerken immer ein
Risiko darstellen wird, da auch die-
ser strahlt und man immer noch

kein Endlager gefunden hat. Je
länger wir mit dem Ausstieg aus
der Atomenergie warten, desto
mehr Abfall wird produziert und
desto schwieriger wird es, ein ge-
eignetes Lager zu finden.
Mit der Atomkatastrophe von Fu-
kushima ist klar geworden, dass
die sogenannten «Restrisiken» von
Kernkraftwerken nicht zu verant-

worten sind und die bestehenden
Kernkraftwerke – vordringlich die
unsicheren und höchst umstritte-
nen Kernkraftwerke Beznau 1 (seit
1969 in Betrieb), Beznau 2 (seit
1971) und Mühleberg (seit 1972) –
möglichst zügig und ersatzlos vom
Netz genommen werden müssen. 

Schweizer Demokraten (SD)

Jetzt Abo 2011 begleichen!
Liebe Mitglieder, Abonnenten und Gönner

Leider müssen wir feststellen, dass noch sehr viele Abonnentinnen
und Abonnenten unserer heimattreuen Zeitung das Abonnement für
das laufende Jahr noch nicht beglichen haben. Auch stellen wir leider
fest, dass wir in den vergangenen vier Monaten überdurchschnittlich
 wenig finanzielle Zuwendungen erhalten durften. Deshalb appellieren
wir an Sie

– den Abonnementsbeitrag 2011 von Fr. 45.– zu begleichen 
(Stichwort: Abo 2011) oder

– eine freiwillige Spende nach freiem Ermessen zu entrichten.

Dieser Ausgabe legen wir deshalb einen Einzahlungsschein bei. Ihre
Spende – ob gross oder klein – ist äusserst willkommen und hilft uns,
 unseren Kampf für Volk und Vaterland mit etwas weniger Finanzsor-
gen weiterzuführen. Insbesondere hilft Ihre Zahlung uns aber, dass
wir die dringend notwendige neue SD-Initiative «Für eine Stabilisie-
rung der  Gesamtbevölkerung» mit Schwung aufgleisen können.

Mit freundeidgenössischem Gruss Ihre SD-Parteileitung


